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Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz 
und Antidiskriminierung 
 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Sebastian Walter (Bündnis 90/die Grünen) 
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
A n t w o r t 
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/15569 
vom 9. Juli 2018 
über Nationale Stelle zur Verhütung von Folter: Empfehlungen an das Land Berlin 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
1. Welche Einrichtungen des Landes Berlin sowie Einrichtungen in privater Trägerschaft im Land Berlin hat 
die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter seit 2009 begutachtet? 
 
Bitte um detaillierte Aufschlüsselung nach Datum und Umfang der Prüfung sowie Art und Ort der Einrichtung. 
 

Zu 1.: Die Länderkommission wurde durch einen zwischen allen Bundesländern geschlos-
senen Staatsvertrag vom 25. Juni 2009 eingerichtet, der am 1. September 2010 in Kraft 
getreten ist. Durch Gesetz vom 3. Dezember 2009 wurde dem Staatsvertrag zugestimmt. 
Am 24. September 2010 wurde die Länderkommission zur Verhütung von Folter offiziell 
vom Hessischen Minister der Justiz, für Integration und Europa in ihr Amt eingeführt. Auf 
dieser Grundlage fanden Besuche der Länderkommission erst ab dem 25. Oktober 2010 
statt. Der nachfolgenden Tabelle sind die Besuche der Länderkommission der Nationalen 
Stelle zur Verhütung von Folter in Einrichtungen in privater Trägerschaft im Land Berlin 
sowie in Einrichtungen des Landes Berlin zu entnehmen. Der Umfang der Prüfungen wird 
statistisch nicht erfasst. 
 

Datum Art der Einrichtung  Ort Zuständigkeit 

07.04.2011 Jugendstrafanstalt Berlin 
Friedrich-Olbricht-Damm 40, 
13627 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Justiz 

08.04.2011 
Abschiebegewahrsam Berlin-
Köpenick 

Grünauer Str. 140, 12557 
Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

29.08.2012 
Jugendstrafanstalt Berlin 
(Folgebesuch) 

Friedrich-Olbricht-Damm 40, 
13627 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Justiz 
und Verbrau-
cherschutz 

14.12.2012 
Vorführabteilung des Amtsge-
richts Berlin-Tiergarten 

Turmstraße 91, 10559 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Justiz 
und Verbrau-
cherschutz 
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14.12.2012 Polizeigewahrsam Berlin City 
Perleberger Straße 61A, 
10559 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

26.06.2013 
Abschiebegewahrsam Berlin 
Köpenick (Folgebesuch) 

Grünauer Str. 140, 
12557 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

28.01.2014 Jugendarrestanstalt Berlin 
Kirchhainer Damm 64 - 66, 
12309 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Justiz 
und Verbrau-
cherschutz 

05.10.2015 
Polizeigewahrsam Berlin 
Nordost 

Pablo-Picasso-Straße 2, 
13057 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

11.03.2016 
Justizvollzugsanstalt für 
Frauen Berlin (Hauptanstalt 
Lichtenberg) 

Alfredstr. 11, 10365 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Justiz 
und Verbrau-
cherschutz 

20.05.2016 
Krisen- und Clearingeinrich-
tung des Trägers JF Jugend-
förderung Berlin gGmbH 

Die Anschrift kann zum 
Schutz der Inobhutgenom-
menen nicht öffentlich mitge-
teilt werden. 

Senatsverwal-
tung für Bildung, 
Jugend und 
Wissenschaft 

10.04.2017 Justizvollzugsanstalt Tegel 
Seidelstraße 39, 13507 Ber-
lin 

Senatsverwal-
tung für Justiz, 
Verbraucher-
schutz und Anti-
diskriminierung 

12.05.2017 
Polizeigewahrsam Berlin West 
und Südwest 

Charlottenburger Chaussee 
67, 13597 Berlin; Gall-
witzallee 87, 12249 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

15.07.2017 
Krankenhaus des Maßregel-
vollzugs - Krankenhausbetrieb 
des Landes Berlin 

Olbendorfer Weg 70, 13403 
Berlin 

Senatsverwal-
tung für Ge-
sundheit, Pflege 
und Gleichstel-
lung 

23.10.2017 
Polizeigewahrsam Berlin-
Tempelhof 

Tempelhofer Damm 12, 
12101 Berlin 

Senatsverwal-
tung für Inneres 
und Sport 

 
 
2. Welche Ergebnisse ergaben sich im Detail aus den jeweiligen Prüfungen du welche Empfehlungen wur-
den an das Land Berlin (aufgeschlüsselt nach Senatsverwaltungen bzw. Behörden) gerichtet? 
 
3. Welche Maßnahmen wurden jeweils durch das Land Berlin ergriffen, um die Empfehlungen der Nationalen 
Stelle zur Verhütung von Folter umzusetzen bzw. Missstände abzustellen?  
 
Bitte um detaillierte Aufschlüsselung der ergriffenen Maßnahmen. Bitte begründen, wenn keine Maßnahmen 
ergriffen wurden. 
 

Zu 2. und 3.: Den nachfolgenden Tabellen sind die Ergebnisse, die die Länderkommission 
der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter jeweils in ihren Besuchsberichten nieder-
geschrieben hat sowie die Empfehlungen, die sich jeweils aus dem Besuchsbericht der 
Länderkommission der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter ergaben und die Stel-
lungnahmen dazu gegenübergestellt, zu entnehmen. Darüber hinaus wird darauf hinge-
wiesen, dass die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter eine Vielzahl ihrer Besuchsbe-
richte nebst Stellungnahmen auf der Internetseite https://www.nationale-
stelle.de/besuche/laenderkommission.html zur Verfügung stellt. 

https://www.nationale-stelle.de/besuche/laenderkommission.html
https://www.nationale-stelle.de/besuche/laenderkommission.html
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Senatsverwaltung für Justiz 

Besuchte Einrichtung: Jugendstrafanstalt Berlin (Besuch vom 7. April 2011) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

Bei dem Besuch konnten keiner-
lei Anzeichen für Folter oder eine 
grausame Behandlung der Ge-
fangenen festgestellt werden. 
Die Hafträume wurden als aus-
reichend möbliert und groß be-
wertet. Die hohe Beschäfti-
gungsquote wurde positiv bewer-
tet. 
 
I. Besonders gesicherte Haft-
räume 
Bemängelt wurde der unsaubere 
und unhygienische Zustand des 
besonders gesicherten Haft-
raums. Insbesondere der Zu-
stand der verwendeten Schaum-
stoffmatratze und der hygieni-
sche Zustand der im Haftraum 
befindlichen Toilette wurden be-
mängelt. Auch wurde bemängelt, 
dass den Gefangenen lediglich 
eine Papierdecke ausgehändigt 
wurde. 
Besorgnis äußerte die Länder-
kommission über die in unmittel-
barer Nähe der besonders gesi-
cherten Hafträume verwahrten 
metallenen Handfesseln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Arrest- und Absonderungs-
bereich 
Bemängelt wurden die Räume, 
in denen Arrest vollzogen oder 
Gefangene abgesondert werden. 
Die Räume wurden als unge-
pflegt beschrieben. Insbesonde-
re wurden die teilweise ver-
schmutzten Wände und der ein-
gerissene Bodenbelag kritisiert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anstalt sollte prüfen, wie 
durch Maßnahmen im Vorfeld 
die Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum 
vermieden werden kann. 
Die Länderkommission riet 
zur Prüfung der Reduzierung 
von Fixierungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine Renovierung sowie 
eine Beseitigung der festge-
stellten Verschmutzungen.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der wegen seines schlechten 
Hygienezustandes von der 
Länderkommission in Augen-
schein genommene und be-
anstandete besonders gesi-
cherte Haftraum wurde bis 
zur Herstellung ordentlicher 
Verhältnisse nicht mehr ge-
nutzt. Die beanstandete 
Schaumstoffmatratze wurde 
entsorgt und ersetzt. Es wur-
den zudem mehrere Matrat-
zen mit abwaschbaren und 
zu desinfizierenden Bezügen 
bestellt. 
 
Mit der Verwendung von Pa-
pierdecken soll der Miss-
brauch üblicher Bettwäsche 
zum Strangulieren ausge-
schlossen werden. Durch 
angemessene Belüftung und 
Beheizung wird die Raum-
temperatur den Bedürfnissen 
der dort befristet Unterge-
brachten angepasst. 
 
 
 
Der Empfehlung zur Reno-
vierung der für Arreste ge-
nutzten Hafträume wurde 
gefolgt. 
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II. Zugangsbereich 
Die Räume im Zugangsbereich 
wurden als überheizt und 
schlecht belüftet bewertet. Zu-
dem wurden einzelne Räume 
des Zugangsbereichs als unge-
pflegt bemängelt. In einem 
Raum wurde eine defekte und 
nicht genügend gesicherte De-
ckenlampe bemängelt. 
 
 
IV. Allgemeine Haftbedingun-
gen 
1. Drogenfachbereich 
Die Besucherräume der Drogen-
fachabteilung wurden als sehr 
kärglich und wenig ansprechend 
bemängelt. Insbesondere der 
Raum für Trennscheibenbesu-
che wurde als auffallend klein 
bemängelt. Bemängelt wurden 
zudem eine beschmierte Wand, 
ein defekter Stuhl sowie ein Loch 
in der Trennscheibe. 
 
2. Untersuchungshaftbereich 
In den besichtigten Hafträumen 
der Untersuchungshaft wurde 
bemängelt, dass die dortige Toi-
lette lediglich mit einem Vorhang 
abgetrennt war. 
Die Länderkommission stellte 
zudem fest, dass die vorhande-
nen Gemeinschaftsduschen 
nicht über Trennwände oder 
sonstige die Intimsphäre 
wahrenden Vorkehrungen ver-
fügten. 
 
3. Strafhaftabteilung 
Die Länderkommission besich-
tigte mehrere Einzelhafträume 
einer Strafhaftabteilung. Bemän-
gelt wurde, dass zahlreiche 
Fenster mit zusätzlichen Sicht-
blenden ausgestattet waren. 
Dadurch werde der Einfall von 
Tageslicht und Frischluft massiv 
behindert. Auch wurde bemän-
gelt, dass diese willkürlich ange-
bracht worden seien. 
 
 
 
 
 

 
Die Länderkommission emp-
fahl den unverzüglichen Aus-
tausch der defekten Decken-
lampe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, die Besucherräume an-
sprechender zu gestalten und 
das defekte Mobiliar unver-
züglich auszutauschen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, durch bauliche Maß-
nahmen die Gemeinschafts-
duschen so zu verändern, 
dass der Intimsphäre der Ge-
fangenen ausreichend Rech-
nung getragen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission bat 
um dringende Abhilfe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die berechtigte Kritik an den 
defekten Deckenlampen war 
bereits lange vor dem Be-
such der Länderkommission 
Anlass, um Abhilfe zu ersu-
chen. Neue Deckenlampen 
waren zum damaligen Zeit-
punkt bereits bestellt. 
 
 
 
 
 
 
Die Besucherräume wurden 
umgestaltet. Es wurde zu-
dem eine Spielecke für Kin-
der eingerichtet. Defektes 
Mobiliar wurde ausgetauscht. 
 
 
 
 
 
 
 
Die von der Länderkommis-
sion gewünschten Abtren-
nungen innerhalb der Ge-
meinschaftsduschen wurden 
als Baumaßnahmen ange-
meldet. Es wurden Sicht-
blenden eingerichtet, die den 
Schambereich verdecken. Ab 
der Wade und der Brust ist 
eine Einsichtnahme für das 
aufsichtsführende Personal 
gewährleistet. 
 
 
Der Anbau der als Sichtblen-
den betitelten Zusatzgitter 
war alternativlos und aus 
Gründen massiver Störungen 
der Sicherheit und Ordnung 
angeordnet worden. Eine 
massive Behinderung der 
Frischluftzufuhr war nicht 
gegeben. Zudem wurden in 
mehreren Hafträumen die 
Fenster und Gitter neu kon-
struiert, so dass die bemän-
gelte Lichteinfallbehinderung 
dort um mindestens 50 % 
vermindert werden konnte. 
Die Zusatzgitter dienten aus-



5 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Medizinische Abteilung 
Bemängelt wurde, dass sich die 
Warteräume in einem verdreck-
ten Zustand befanden. An der 
Decke waren Rußspuren zu er-
kennen. Insbesondere wurde 
bemängelt, dass die im Wartebe-
reich vorhandene Toilette nicht 
über eine Tür verfügt. 
 
5. Sozialtherapeutische Abtei-
lung 
Bemängelt wurde die unzu-
reichende Raumsituation in der 
sozialtherapeutischen Abteilung. 
Zudem wurden der schmutzige 
Fußboden und unzweckmäßiges 
Mobiliar (unbequeme Stühle und 
Stühle ohne Rückenlehne) kriti-
siert. Auch wurden die vor den 
Fenstern angebrachten Sicht-
blenden und das Fehlen einer 
Kamera für Videoaufzeichnun-
gen bemängelt. 
 
 
6. Belehrungen/Merkblätter/ 
Hausordnung 
Untersuchungs- und Strafgefan-
gene erhalten ein Informations-
blatt, welches in mehreren Spra-
chen zur Verfügung steht. Die 
Gefangenen bekommen außer-
dem schriftliche Informationsaus-
führungen zu verschiedenen 
Themen (z. B. AIDS, Grippe-
schutz, Rauschgift, Urinkontroll-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl die Toilette unverzüglich 
mit einer Tür oder sonstigen 
Abtrennung zu versehen. 
Zudem wurde empfohlen die 
Sauberkeit der Räumlichkei-
ten einer kritischen Prüfung 
zu unterziehen. 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine unverzügliche Her-
richtung der Therapieräume 
durch Wanddekoration und 
Farbe und eine angemessene 
Ausstattung mit therapiege-
rechtem Mobiliar und techni-
schem Gerät. Das Entfernen 
der als Sichtblenden be-
zeichneten Vergitterung wur-
de empfohlen. 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission bat 
um Überprüfung, ob sich alle 
an die Gefangenen ausgege-
benen Dokumente auf dem 
neuesten Stand befinden. 
 
 
 
 

schließlich der Verhinderung 
des Einbringens verbotener 
Gegenstände in den Haft-
raum. Diese waren nicht will-
kürlich angebracht, sondern 
in besonders gefährdeten 
Bereichen. 
Im Zuge umfangreicher Sa-
nierungen wurden bereits in 
den Häuser 4,5 und 6 die als 
Sichtblenden betitelten Zu-
satzgitter in den Hafträumen 
beseitigt und durch neue 
Fenster ersetzt. In den Haft-
räumen der Häuser 1,2 und 3 
ist ebenfalls die Ausstattung 
mit einer neuen Fensterkon-
struktion geplant. 
 
 
 
Die Mängel wurden beseitigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die hygienischen Mängel 
wurden unverzüglich besei-
tig. Geeignete Stühle wurden 
angeschafft. 
Die als Sichtblenden be-
zeichneten Zusatzgitter wur-
den beseitigt, da im Zuge 
umfangreicher Sanierungen 
neue Fenster eingebaut wur-
den. 
Im Bedarfsfall steht in der 
Jugendstrafanstalt vorhan-
dene Videotechnik zur Verfü-
gung. 
 
 
Aufgrund einer zeitlichen 
Überschneidung der Aktuali-
sierung der Hausordnung 
und des damaligen Besuchs 
der Länderkommission war 
möglich, dass ein Teil der 
Gefangenen noch die vorhe-
rige Fassung der Hausord-
nung besitzt. Eine aktuelle 
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programm und Sozialhilfe). Des 
Weiteren werden jeweils das 
Jugendstrafvollzugsgesetz und 
die Hausordnung ausgehändigt. 
Es wurde bemängelt, dass teil-
weise veraltete Hausordnungen 
ausgehändigt wurden. 
 
7. Gespräche mit der Interes-
senvertretung der Gefangenen 
Einzelne Mitglieder der Interes-
senvertretung wiesen die Län-
derkommission darauf hin, dass 
Bedienstete nicht vertraulich 
genug mit Hinweisen auf Re-
pression und Misshandlung 
durch Mitgefangen umgingen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mitglieder der Interessenvertre-
tung gaben gegenüber der Län-
derkommission an, dass sich 
Bedienstete im Zugangsbereich 
herablassend und auffallend 
unfreundlich verhalten haben. 
Zudem wurde berichtet, dass die 
im Einkauf angebotenen Produk-
te zu teuer seien. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission bat 
um Überprüfung, ob den Ge-
fangenen die Möglichkeit der 
anonymen Mitteilung über 
Vorfälle von Gewalt und 
Misshandlung gegeben wer-
den kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, den Bediensteten geeig-
nete Weiterbildungsmaßna-
men. 

Ausfertigung der Hausord-
nung ist in den einzelnen 
Unterbringungsbereichen 
einsehbar. 
 
 
 
 
 
 
Alle Mitarbeiter der Jugend-
strafanstalt sind gehalten und 
sehr bemüht, den Schutz 
jedes Inhaftierten vor physi-
schen und psychischen Re-
pressionen Mitgefangener zu 
gewährleisten. Jede Informa-
tion ist zu prüfen und verlangt 
oftmals ein Einschreiten, um 
eventuellen Schaden von 
dem Informanten als auch 
anderer möglicher Betroffe-
ner abzuwenden. Mit dem 
Handeln der Anstalt können 
in Einzelfällen Betroffene 
Rückschlüsse ziehen, wer sie 
„verraten“ haben könnte. Be-
inhaltet die Information den 
Verdacht von strafbaren 
Handlungen, sind ein Ein-
schreiten und eine Strafan-
zeige oftmals unumgänglich. 
Spätestens im Falle polizeili-
cher Ermittlungen besteht die 
Möglichkeit der Akteneinsicht 
durch den Rechtsanwalt des 
Beschuldigten. 
 
 
Die Kritik über die Zustände 
im Zugangsbereich wurde mit 
der zuständigen Bereichslei-
tung erörtert. Seitens der 
Anstalt werden wiederholt 
Fortbildungen angeboten. 
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Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Abschiebegewahrsam Berlin-Köpenick 
(Besuch vom 8. April 2011) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
Die verschiedenen Teilbereiche 
der Einrichtung machten allge-
mein einen sauberen und hygie-
nischen Eindruck. Die besichtig-
ten Hafträume waren ausrei-
chend groß und mit großen Fens-
tern mit entsprechendem Licht-
einfall ausgestattet. Die Länder-
kommission begrüßte die auffälli-
ge Sauberkeit der sanitären Ein-
richtungen. 
 
I. Verwahrräume 
Bemängelt wurde, dass die Haft-
räume nur unzureichend und 
recht karg möbliert waren. Die 
Betten waren nicht mit einem 
Lattenrost, sondern lediglich mit 
einem Holzbrett versehen, auf 
welches die Matratze platziert 
war. Die Räume vermittelten ei-
nen unwohnlichen Eindruck. Dies 
galt ebenso für die besichtigten 
Gemeinschaftsräume.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Gemeinschaftsduschen 
Die Kommission stellte mit Sorge 
fest, dass trotz der 1997 vom 
CPT geäußerten Kritik noch im-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl die Anschaffung einer 
Sitzcouch o. ä. und eine 
wohnlichere Ausstattung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geringe Anzahl der Du-
schen war zwar seinerzeit in 
Anbetracht der geringen Be-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verwahrräume verfügten 
früher über starr eingebaute 
Bänke und Tische. Diesem 
unbefriedigenden Zustand 
wurde abgeholfen, indem be-
wegliche Tische und Stühle 
zur Verfügung gestellt wurden. 
Die Spinde für persönliche 
Sachen wurden erneuert und 
jedem Insassen die persönli-
che Schlüsselgewalt zu sei-
nem Schrank übergeben. Zu-
sätzliches Mobiliar konnte 
nicht in die Zellen verbracht 
werden, da sonst der gesetz-
lich vorgeschriebene frei bet-
retbare Raum innerhalb der 
Zellen unterschritten worden 
wäre. Darüber hinaus hätten 
dem die CPT-Richtlinien (CPT 
= Europäisches Komitee zur 
Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Stra-
fe) bezüglich des Atemraum-
volumens entgegengestanden. 
Um diesen Richtlinien gerecht 
zu werden, waren bereits vor 
dem Besuch alle Innensiche-
rungsgitter entfernt worden. 
 
 
Die Duschen entsprachen 
dem normalen Standard hiesi-
ger Schwimmbäder sowie be-
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mer lediglich Gemeinschaftsdu-
schen ohne Trennwände zur Ver-
fügung standen. Zudem wurde 
bemängelt, dass lediglich drei 
Duschen pro Gang für bis zu 35 
Häftlinge zur Verfügung standen; 
auch wenn die Duschen zu jeder 
Tages- und Nachtzeit zugänglich 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
III. Beschäftigungsmöglichkei-
ten 
Die Länderkommission stellt mit 
Sorge fest, dass den Insassen 
während ihrer Inhaftierung kaum 
Beschäftigungsmöglichkeiten 
angeboten werden. Nach den 
vorliegenden Unterlagen betrug 
die durchschnittliche Verweildau-
er in der Abschiebehaft immerhin 
33 Tage.  
Zudem wurde bemängelt, dass 
auf entsprechende Angebote am 
Mitteilungsbrett lediglich in deut-
scher Sprache hingewiesen wur-
de. Somit konnte die Mehrheit 
der Insassen davon mangels 
Sprachkenntnissen keine Kennt-
nis nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

legung nicht problematisch. 
Die Kommission regte 
gleichwohl an, die Zahl der 
Duschen zu erhöhen und 
Trennwände zwischen den 
einzelnen Duschplätzen ein-
zurichten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission regte 
an, zumindest aktuelle Ta-
geszeitungen in relevanten 
Sprachen anzubieten. 
Die Kommission schlug vor, 
das Angebot an Sport- und 
Freizeitaktivitäten zu erwei-
tern und die entsprechenden 
Hinweise künftig in den 
gängigsten Sprachen anzu-
bieten. 
Abschiebungshäftlingen wur-
de zwei Stunden pro Tag 
Aufenthalt im Freien gewährt. 
Die Länderkommission regte 
an, die Dauer des Aufenthalts 
auf dem Freistundenhof pro 
Tag zumindest in Zeiten ge-
ringer Belegung und bei ent-
sprechender Witterung deut-
lich zu erhöhen. Der Aufent-
halt im Freien könne zudem 
mit sportlicher Betätigung 
gekoppelt werden. Dies gelte 
insbesondere angesichts des 
hohen Personalbestandes, 
wodurch zusätzlicher perso-
neller Aufwand mühelos ab-
zudecken sei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

trieblicher und anderer Einrich-
tungen ähnlicher Art. Eine 
gesonderte Abtrennung der 
einzelnen Duschen war auf 
Grund der bestehenden bauli-
chen Besonderheiten (Enge) 
nicht umsetzbar. Selbst bei 
Vollbelegung der Etagen stand 
für die Benutzung der Dusch-
räume täglich eine Zeitspanne 
von 15 Stunden zur Verfü-
gung. Dies entsprach bei Voll-
belegung einer Duschzeit von 
30 Minuten für jeden Insassen. 
Diesbezüglich gab es von den 
Insassen keinerlei Beschwer-
den. 
 
 
Die Verwahrten hatten die 
Möglichkeit, an den im Ab-
schiebungsgewahrsam ange-
botenen Veranstaltungen re-
gelmäßig teilzunehmen.  
Darüber hinaus stand den 
Insassen durchgehend eine 
Bibliothek mit Lektüre in ver-
schiedenen Sprachen zur Ver-
fügung; ausländische Tages-
zeitungen konnten bei Bedarf 
bezogen werden. 
Den Insassen wurden jeweils 
am Donnerstag ein muslimi-
scher Gottesdienst und am 
Freitag eine christliche Messe 
angeboten. Ergänzend stand 
für Inhaftierte mosaischen 
Glaubens am Sonntag ein 
Rabbiner zur Verfügung. Dar-
über hinaus wurde es den 
Insassen ermöglicht, kirchliche 
Feiertage gemeinsam, das 
heißt auch ohne Geschlechter-
trennung, zu begehen. Pro 
Woche wurde der Besuch ei-
ner Kinofilmvorführung ange-
boten. Eine Freistunde betrug 
90 Minuten und wurde insbe-
sondere in den Sommermona-
ten bei Bedarf mehrfach täg-
lich durchgeführt. Die Frei-
stundenhöfe wurden für Ball-
spiele wie Fußball, Basketball, 
Handball und Tischtennis ge-
nutzt. Zusätzlich verfügte jede 
Verwahretage über eine Tisch-
tennisplatte, jeder Verwahr-
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IV. Allgemeines 
Die Länderkommission äußert 
ihre Besorgnis über den Um-
stand, dass ein suizidgefährdeter 
Abschiebungshäftling in einer 
Absonderungszelle untergebracht 
war. Insbesondere bei suizidge-
fährdeten Personen könne sozia-
le Isolation angstfördernd wirken 
und damit die Suizidgefahr zu-
sätzlich erhöhen.  
 
Die Kommission wies zudem auf 
das erhöhte Vorkommen von 
Suiziden und Selbstverletzungen 
in der Abschiebehaft in Deutsch-
land hin. Nach den vorliegenden 
Unterlagen waren im Abschie-
bungsgewahrsam Köpenick zwar 
für die Jahre 2010 und 2011 kei-
ne Selbsttötungen dokumentiert. 
Allerdings wies die Darstellung 
für 2010 immerhin auf drei, für 
2011 auf zwei Fälle von Selbst-
verletzungen hin (Stand: 
27.04.2011). Dabei handelte es 
sich um Verletzungen durch die 
Einnahme von Shampoo, 
Schnittwunden mittels nicht ge-
nauer bezeichneter Gegenstände 
sowie Verletzungen durch Stran-
gulationsversuche. In 2011 ver-
letzten sich Abschiebungshäftlin-
ge durch das Schlucken von Me-
tallteilen sowie durch das Schla-
gen mit dem Kopf gegen Gitter-
stäbe. Nach Ansicht der Leitung 
des Abschiebungsgewahrsams 
wurde dem Gewalt- und Suizidri-
siko durch die Beschäftigung der 
beiden Sozialarbeiter, der Psy-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission riet 
dringend dazu, den Betroffe-
nen bei Suizidgefährdung 
statt sozialer Isolation viel-
mehr sofortige psychiatrische 
oder psychologische Betreu-
ung zu gewähren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

raum über einen Fernseher. 
Die Gewahrsamsleitung war 
stets bemüht, zeitlich befriste-
te Beschäftigungsmöglichkei-
ten freier Träger anzubieten. 
Als letztes Projekt wurde das 
Kunstprojekt „Außen/Innen, 
Ansichten von Jugendlichen 
und Insassen der Abschiebe-
haft Köpenick“ durchgeführt, 
welches im März 2011 endete. 
Arbeitsangebote, wie z. B. 
Malertätigkeiten, wurden von 
den Insassen sehr zurückhal-
tend angenommen. 
 
 
Suizidgefährdete Abschie-
bungshäftlinge wurden grund-
sätzlich vom Sozialpädago-
gisch/Psychologischen Dienst 
des Referats Gefangenenwe-
sen betreut sowie vom zu-
ständigen medizinischen 
Fachpersonal des Polizeiärzt-
lichen Dienstes und einem 
Facharzt für Psychiatrie unter-
sucht und begutachtet. Jeder 
Fachbereich sprach fallbezo-
gen gegenüber der Gewahr-
samsleitung Empfehlungen 
aus. Der Gewahrsamsleitung 
oblag dabei die Wertung und 
Entscheidung über die Umset-
zung der geeigneten Maß-
nahmen, jeweils auf den kon-
kreten Einzelfall bezogen. 
Das soziale Leben sowie die 
an das Verhalten gestellten 
sozialen Anforderungen und 
Anpassungen auf einer Ver-
wahretage konnten im Einzel-
fall vom Abschiebungshäftling 
als kumulativer Stress zur in-
dividuellen psychischen Belas-
tungssituation empfunden 
werden. In einem solchen Ein-
zelfall konnte die Unterbrin-
gung in einem ruhigen Bereich 
zur Stabilisierung des Ab-
schiebungshäftlings beitragen. 
Zudem konnte eine ständige 
Beobachtung, sofern diese als 
erforderlich erachtet wurde, 
zum Schutz des Insassen nur 
im Einzelgewahrsam gewähr-
leistet werden. 
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chologin sowie des Psychiaters 
ausreichend Rechnung getragen. 
Dies war nach Ansicht der Län-
derkommission jedoch nicht aus-
reichend.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Länderkommission hielt 
die Entwicklung und Umset-
zung von speziellen Strate-
gien zur Gewalt- und Suizid-
prophylaxe für dringend er-
forderlich. 
 

 
Strategien zur Gewalt- und 
Suizidprophylaxe wurden ent-
wickelt und gehörten im Refe-
rat Gefangenenwesen bereits 
zum Qualitätsstandard. Im 
Jahr 2008 haben alle Mitarbei-
tenden des Referats Gefange-
nenwesen an einer Fortbil-
dung zur Thematik „Suizid und 
Traumatisierung“ teilgenom-
men. 
Zudem wurde in Absprache 
mit dem polizeilichen Einsatz-
training im Jahr 2009 eine 
Fortbildung für alle Referats-
mitarbeiter/innen zum Thema 
„Kommunikation zur Verhinde-
rung von Zwangsmaßnahmen“ 
konzipiert und im Rahmen des 
regelmäßigen Einsatztrainings 
umgesetzt. 
Der Fachbereich Aus- und 
Fortbildung der Polizei Berlin 
bietet zusätzliche Seminare zu 
den beiden Themenkomple-
xen an, woran die Mitarbeiten-
den des Referats Gefange-
nenwesen regelmäßig teil-
nehmen. 
Gewalt sowie gewalttätige 
Auseinandersetzungen stellten 
im alltäglichen Ablauf des Ge-
wahrsams kein zentrales 
Thema dar, weder hinsichtlich 
der Insassen untereinander 
noch zwischen Abschiebungs-
häftlingen und Bewachungs-
personal. Kleinere Vorkomm-
nisse, beispielsweise aufgrund 
interkultureller Unterschiede, 
kommunikativer Missver-
ständnisse oder Verhaltens-
auffälligkeiten einzelner Insas-
sinnen und Insassen, wurden 
gemeinsam mit allen Beteilig-
ten besprochen und ausge-
wertet. 
Die Gewalt- und Suizidprophy-
laxe wurde außerdem aktiv 
durch die aufsuchende sozial-
pädagogisch/psychologische 
Arbeit praktiziert.  
Über Gespräche mit den In-
sassinnen und Insassen und 
auch den Etagenmitarbeiten-
den konnten verhaltensauffäl-
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lige, psychisch auffällige und 
damit möglicherweise suizid-
gefährdete Abschiebungshäft-
linge in der Regel frühzeitig 
erkannt und den entsprechen-
den Maßnahmen zugeführt 
werden. 
 

 
 

Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 

Besuchte Einrichtung: Jugendstrafanstalt Berlin (Folgebesuch vom 29. August 2012) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
I. Besonders gesicherte Haft-
räume 
Die besonders gesicherten Haft-
räume sowie die sanitären Anla-
gen wurden als sauber bewertet. 
Positiv bewertet wurde zudem 
das Vorhandensein neuer Matrat-
zen. 
 
Kritisiert wurde, dass weiterhin 
metallene Hand- und Fußfesseln 
als Fixierungsmittel verwendet 
wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Allgemeine Haftbedingungen 
1. Strafhaftabteilung 
Die Länderkommission bemän-
gelte, dass weiterhin noch zahl-
reiche Fenster der Strafhaftabtei-
lung mit Zusatzgittern ausgestat-
tet waren. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl den künftigen Einsatz 
eines Gurtsystems. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde die Entfernung der 
Sichtblenden empfohlen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Metallene Hand- und Fußfes-
seln wurden weitgehend durch 
ein Fixiergurtsystem ersetzt. 
Gemäß Nr. 3 Abs. 3 der all-
gemeinen Verfügung über die 
Fixierung von Gefangenen in 
Justizvollzugsanstalten sowie 
die Schulung der Bediensteten 
zur Anwendung der Fixiergurt-
systeme im Justizvollzug des 
Landes Berlin ist lediglich die 
vorübergehende Verwendung 
von Metallfesseln während und 
unmittelbar nach der Verbrin-
gung in den besonders gesi-
cherten Haftraum zulässig, 
wenn sie wegen des Verhal-
tens der Gefangenen insbe-
sondere zum Anlegen der Fi-
xiergurtsysteme erforderlich 
ist. 
 
 
Im Zuge umfangreicher Sanie-
rungen wurden bereits in den 
Häuser 4,5 und 6 die als 
Sichtblenden betitelten Zu-
satzgitter in den Hafträumen  
beseitigt und durch neue Fens-
ter ersetzt. In den Hafträumen 
der Häuser 1,2 und 3 ist eben-
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2. Arrest- und Absonderungsbe-
reich 
Die Länderkommission bemän-
gelte, dass besonders der Be-
reich zwischen Fenster und der 
vorgelagerten Vergitterung völlig 
verschmutzt war. Als besonders 
bedenklich wurde erwähnt, dass 
an den Fenstern ein Riegel ange-
bracht war, der verhinderte, dass 
diese sich mehr als nur einen 
Spalt öffnen lassen. Dadurch sei 
eine ausreichende Belüftung nicht 
gewährleistet. 
 
 
 
 
 
 
 
3. Untersuchungshaftbereich-
Gemeinschaftsduschen 
Die Länderkommission stellte 
fest, dass die vorhandenen Ge-
meinschaftsduschen immer noch 
nicht über Trennwände oder 
sonstige die Intimsphäre wahren-
de Vorkehrungen verfügen. 
 
 
 
 
 
4. Medizinische Abteilung 
Bei der Besichtigung  der Warte-
räume der medizinischen Abtei-
lung stellte die Länderkommission 
fest, dass diese renoviert wurden 
und sauber sind. 
 
Es wurde bemängelt, dass die 
räumlich abgetrennte Toilette 
noch nicht mit einer Tür oder 
sonstigen geeigneten Abtrennung 
ausgestattet war. 
 
 
5. Sozialtherapeutische Abteilung 
Die Länderkommission stellte 
fest, dass die Therapieräume mit 
einer neunen Bestuhlung ausge-
stattet worden sind. Die Atmo-

 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, für eine ausreichende 
Belüftung zu sorgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, durch bauliche Maß-
nahmen die Gemeinschafts-
duschen so zu verändern, 
dass der Intimsphäre der 
Gefangenen ausreichend 
Rechnung getragen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, die Therapieabteilung 
mit den notwendigen techni-
schen Geräten auszustatten 

falls die Ausstattung mit einer 
neuen Fensterkonstruktion 
geplant. 
 
 
 
Die Hafträume wurden gerei-
nigt. zusätzlich wurde ein Rei-
nigungsplan erstellt. Mindes-
tens alle sieben Tage ist mit 
Unterschrift die Prüfung der 
Räume auf Sauberkeit zu quit-
tieren. 
Die erwähnte vorgelagerte 
Vergitterung vor den Fenstern 
ist nicht mehr vorhanden. Auch 
der bemängelte Riegel, der 
verhindern sollte, dass sich die 
Fenster nur einen Spalt öffnen 
ließen, wurde beseitigt. Statt-
dessen besteht nun die Mög-
lichkeit in begründeten Aus-
nahmefällen ein Vorhänge-
schloss an die Fenster anzu-
bringen. 
 
 
Die von der Länderkommission 
gewünschten Abtrennungen 
innerhalb der Gemeinschafts-
duschen wurden als Baumaß-
nahmen angemeldet. Es wur-
den Sichtblenden eingerichtet, 
die den Schambereich verde-
cken. Ab der Wade und der 
Brust ist eine Einsichtnahme 
für das aufsichtsführende Per-
sonal gewährleistet. 
 
 
 
 
 
 
 
Die festgestellten Mängel wur-
den beseitigt. 
 
 
 
 
 
 
Die als Sichtblenden bezeich-
neten Zusatzgitter wurden be-
seitigt, da im Zuge umfangrei-
cher Sanierungen neue Fens-
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sphäre in den Gruppenräumen 
wurde durch das Aufhängen von 
Bildern freundlicher gestaltet. 
Die technische Ausstattung wurde 
als mangelhaft bewertet. Auch 
das Vorhandensein von Zusatz-
gittern an den Fenstern wurde 
bemängelt. 
 
6. Drogenfachbereich 
Der Drogenfachbereich wurde 
positiv bewertet. Die Besucher-
räume wurden als ausreichend 
ausgestattet bewertet. 
 

und die Zusatzgitter vor den 
Fenstern zu entfernen. 
 

ter eingebaut wurden. 
Im Bedarfsfall steht in der Ju-
gendstrafanstalt vorhandene 
Videotechnik zur Verfügung. 
 

 
 

Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 

Besuchte Einrichtung: Vorführstelle des Amtsgerichts Berlin-Tiergarten 
(Besuch vom 14. Dezember 2012) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
I. Größe der Einzelzellen 
Bemängelt wurde, dass die Ein-
zelzellen lediglich über eine 
Raumgröße von 2,3 qm verfügten. 
 
 
 
 
II. Sanitäreinrichtungen in Ge-
meinschaftszellen für Frauen 
Bemängelt wurde, dass in den 
Gemeinschaftszellen für Frauen 
eine offene Toilette installiert war 
und dadurch eine Benutzung, die 
menschenwürdigen Standards 
gerecht wird, nicht möglich sei. 
 
 
III. Brandmelder 
Bemängelt wurde, dass weder in 
den Gängen der Vorführabteilung 
noch in den Zellen Brandmelder 
angebracht waren. 
 

 
 
Die Länderkommission emp-
fahl auch bei kurzer Unter-
bringung in den Einzelwarte-
zellen dafür zu sorgen, dass 
die Insassen sich ausrei-
chend bewegen können. 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl auch für Frauen eine 
baulich abgetrennte Toilette 
zu errichten. 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl geeignete Brandschutz-
vorrichtungen zu installieren. 
 

 
 
Die Vorführabteilung des 
Amtsgerichts Tiergarten wurde 
im Jahr 2013 umfassend 
umgebaut. In diesem Zusam-
menhang wurden auch die 
Einzelwartezellen um das 
Doppelte vergrößert. 
 
 
Die Sanitäreinrichtungen für 
Frauen wurden aufgrund der 
Empfehlungen der Länder-
kommission zurückgebaut. 
Weibliche Gefangene werden 
nunmehr auf Wunsch zu sepa-
raten Toiletten geführt. 
 
 
Im Rahmen der umfangreichen 
Umbaumaßnahmen wurde ein 
Rauchansaugsystem (RAS) 
installiert. Dabei handelt es 
sich um einen speziellen 
Brandmelder, bei dem über ein 
in einer Zwischendecke instal-
liertes Rohrsystem permanent 
Luft eingesogen und diese 
mittels eines optischen 
Rauchmelders auf Rauchparti-
kel untersucht wird. 

 



14 
 

 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Polizeigewahrsam Berlin City (Besuch vom 14. Dezember 2012) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv bewertet wurden die Sau-
berkeit und die gute Organisation, 
die beispielhaften Maßnahmen 
zur Informationsweitergabe bei 
Schichtwechsel, die umfangrei-
chen und verständlichen Beleh-
rungsformulare, insbesondere für 
Jugendliche sowie die dauerhafte 
Anwesenheit eines Arztes und 
dass keine Fixierungen stattfan-
den. 
 
I. Gewahrsamsräume 
Bemängelt wurde, dass kein Ge-
wahrsamsraum über Brandmelder 
verfügte. Im Falle eines Brandes 
müssten die Gefangenen durch 
Rufen Kontakt mit den Beamten 
aufnehmen. Weiterhin wurde be-
mängelt, dass die Gewahrsams-
räume nicht mit Nachtlicht ausge-
stattet waren. 
 
Der Gewahrsam verfüge nur über 
eine Matratze für alle Gewahr-
samsräume.  
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Belehrungsbögen 
Das beispielhafte Belehrungsfor-
mular für nach dem Allgemeinen 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz 
Berlin (ASOG) in Gewahrsam 
genommene Personen wurde auf 
Englisch, Türkisch, Arabisch, Pol-
nisch und Russisch bereitgehal-
ten. Bemängelt wurde, dass dies 
nicht in weiteren Sprachen ver-
fügbar war. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beide Vorrichtungen sollten 
nachgerüstet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, eine größere Anzahl 
abwaschbarer und schwer 
entflammbarer Matratzen 
anzuschaffen und Häftlingen 
insbesondere bei Ingewahr-
samnahmen über Nacht ver-
fügbar zu machen, um einen 
gesünderen Schlaf zu ermög-
lichen. 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, die Belehrung in einer 
größeren Zahl von Sprachen 
- idealerweise dieselben, in 
denen die Belehrungen nach 
der Strafprozessordnung 
(StPO) vorhanden sind - ver-
fügbar zu machen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Brandmelder wurden in allen in 
Betrieb befindlichen Polizei-
gewahrsamen montiert. Der 
Hinweis auf dimmbares Nacht-
licht wurde geprüft und wird 
sukzessive umgesetzt. 
 
 
 
 
Die Ausstattung des Gewahr-
sams City wurde für ausrei-
chend erachtet. Sollte in Ein-
zelfällen Mehrbedarf entstehen 
und eine Verlegung des Ge-
fangenen nicht zielführend 
sein, besteht die Möglichkeit, 
kurzfristig zusätzliches 
Equipment herbeizuholen 
 
 
 
Das Vorhalten des Beleh-
rungsformulars für nach dem 
ASOG Berlin in Gewahrsam 
genommene Personen in den 
fünf Sprachen wurde damals 
für ausreichend erachtet. Soll-
te im Einzelfall eine weitere 
Sprache erforderlich sein, so 
können jederzeit Dolmetsche-
rinnen oder Dolmetscher hin-
zugezogen werden. 
Unter Berücksichtigung des 
Hinweises betrachtete die Po-
lizei Berlin das erste Halbjahr 



15 
 

2013. Ein vorsorgliches Vor-
halten von Formularen, die 
tatsächlich nicht genutzt wer-
den, wird nicht als zielführend 
angesehen. 
Mit dem Informationsblatt für 
Jugendliche (C. Allgemeine 
Bemerkungen) wird analog 
verfahren. 
 

 
 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Abschiebegewahrsam Berlin-Köpenick 
(Folgebesuch vom 26. Juni 2013) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv bewertet wurden das gute 
Klima, die Möglichkeit von langen 
Aufenthalten im Freien, die gute 
Personalausstattung, großzügige 
Besuchsregelungen, großzügige 
Aufschlusszeiten, getrennte Rau-
cher/Nichtraucheretagen, ver-
schiedene Beschäftigungsmög-
lichkeiten sowie die Informations-
vermittlung durch Piktogramme. 
 
I. Gewahrsamsräume 
Bemängelt wurde, dass die Ge-
wahrsamsräume immer noch un-
zureichend und karg möbliert wa-
ren und so einen unwohnlichen 
Eindruck vermittelten. Zudem 
wurde bemängelt, dass die Betten 
nach wie vor nicht mit einem Lat-
tenrost, sondern lediglich mit ei-
nem Holzbrett versehen waren, 
auf welches die Matratze platziert 
war. Weder im Gemeinschafts-
raum für männliche noch für weib-
liche Abschiebegefangene waren 
Sitzmöglichkeiten vorhanden. 
Dies war bereits mit Bericht vom 
17. Juni 2011 bemängelt worden. 
 
II. Gemeinschaftsduschen 
Bemängelt wurde, dass die Ge-
meinschaftsduschen nach wie vor 
nicht über Trennwände zum 
Schutz für die Intimsphäre der 
Insassen verfügten.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl die Anschaffung einer 
Sitzcouch o.ä. und eine 
wohnlichere Ausstattung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe hierzu Seite 7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Duschen entsprachen dem 
normalen Standard hiesiger 
Schwimmbäder sowie betrieb-
licher und anderer Einrichtun-
gen ähnlicher Art. Eine geson-
derte Abtrennung der einzel-
nen Duschen war auf Grund 
der bestehenden baulichen 
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III. Ärztliche Versorgung 
Die Länderkommission bemängel-
te, dass die Einrichtung noch im-
mer keine systematische ärztliche 
Zugangsuntersuchung durchführ-
te. Diese Forderung entsprach 
auch der Entschließung des 114. 
Deutschen Ärztetages beim Be-
such im Jahr 2011. Auch sollte 
darauf geachtet werden, dass bei 
Verständigungsschwierigkeiten 
mit dem Arzt generell ein Dolmet-
scher hinzugezogen wird. Die 
Übersetzung durch einen Mithäft-
ling ist aus Gründen der Vertrau-
lichkeit nicht geeignet. 
 
 
 
 
 
 
IV. Verpflegung 
Aus den Einzelgesprächen mit 
Häftlingen ergab sich, dass diese 
nicht ausreichend auf die ihnen 
zur Verfügung stehenden Kost-
formen (vegetarisch, ohne 
Schweinefleisch, ohne Rind-
fleisch) hingewiesen worden wa-
ren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission hielt 
es für erforderlich, dass jeder 
Häftling zeitnah nach seiner 
Aufnahme medizinisch un-
tersucht wird. Hierbei soll der 
untersuchende Arzt speziell 
für das Erkennen einer 
Traumatisierung und anderer 
psychischer Erkrankungen 
fortgebildet sein. Die Abklä-
rung einer möglichen Trau-
matisierung und oder ande-
rer psychischer Erkrankun-
gen sollte stets Gegenstand 
der medizinischen Zugangs-
untersuchung sein. 
 
 
 
 
 
 
Gerade in Anbetracht der 
ethnischen und religiösen 
Vielfalt sei es wichtig, die 
Häftlinge hier in verständli-
cher Form zu informieren. 
Die Länderkommission emp-
fahl die diesbezügliche 
Kommunikation zu optimie-
ren. 
 

Besonderheiten (Enge) nicht 
umsetzbar. Selbst bei Vollbe-
legung der Etagen stand für 
die Benutzung der Duschräu-
me täglich eine Zeitspanne von 
15 Stunden zur Verfügung. 
Dies entsprach bei Vollbele-
gung einer Duschzeit von 30 
Minuten für jeden Insassen. 
Diesbezüglich gab es von den 
Insassen keinerlei Beschwer-
den. 
Darüber hinaus wurde der 
Vorschlag geprüft, ob zumin-
dest eine Dusche pro Dusch-
raum mit einer Abtrennung 
ausgestattet werden kann. 
Eine Umsetzung erfolgte nicht. 
Die Abschiebungshafteinrich-
tung Berlin ist seit November 
2015 geschlossen. 
 
 
Jeder Insasse bzw. jede In-
sassin wurde bei Neuaufnah-
me oder nach einer gescheiter-
ten Abschiebung dem Sani-
tätsdienst im Abschiebungs-
gewahrsam vorgestellt, um ihr 
bzw. ihm nach ihrer/seinem 
gesundheitlichen Zustand zu 
befragen und bei Erkenntnis-
sen eine Ärztin oder einen Arzt 
hinzuzuziehen. Darüber hinaus 
wurde weiterhin die Auffas-
sung vertreten, dass eine rou-
tinemäßige ärztliche und psy-
chologische Zugangsuntersu-
chung aus Respekt vor der 
individuellen Würde der Be-
troffenen und aufgrund fehlen-
der Rechtsgrundlagen nicht 
durchgeführt werden kann. 
 
 
Die Insassen des Abschie-
bungsgewahrsams wurden 
ausreichend über die zur Ver-
fügung stehenden Kostformen 
informiert. Bei der Einbringung 
in das Gewahrsam bekam je-
der Insasse eine Hausordnung 
ausgehändigt. Die Hausord-
nung (10 Sprachen) erläuterte 
unter Punkt 4 umfassend die 
zur Verfügung stehenden Vari-
anten der Verpflegung. Wei-
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terhin wurde im Erstkontakt 
durch den Sozialdienst auf das 
Wahlessen hingewiesen. Dar-
über hinaus wird durch das 
Etagenpersonal vor Ort auf 
persönliche Belange einge-
gangen. 
 

 
 

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 

Besuchte Einrichtung: Jugendarrestanstalt (Besuch vom 28. Januar 2014) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
I. Arresträume 
Bemängelt wurde die kärgliche 
Einrichtung der Arresträume 
und dass keine Regale vorhan-
den waren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Duschräume 
Bemängelt wurde, dass die vor-
handenen Duschräume über 
keine Abtrennungen verfügten. 
 
 
 
 
 
 
 
III. Psychologische Betreuung 
Bemängelt wurde, dass es kei-
ne regelmäßige psychologische 
Betreuung durch eine Fachkraft 
oder externer Vertragspartner 
gab. 
 
 

 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, die Arresträume zumin-
dest mit einem einfachen 
Regal auszustatten, auf dem 
persönliche Gegenstände 
oder Bilder platziert werden 
können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl zum Schutz der Intim-
sphäre den Einbau von 
Trennwänden zwischen den 
einzelnen Duschen. 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission er-
achtete den Aufbau einer 
Zusammenarbeit mit ortsan-
sässigen Jugendpsycholo-
ginnen oder Jugendpsycho-
logen und/oder Jugendpsy-
chiaterinnen oder Jugend-
psychiatern als sinnvoll. 

 
 
Der Empfehlung wurde nicht 
gefolgt. 
Der überwiegende Teil der  
Arrestierten hält sich nur kurze 
Zeit in den Arresträumen auf. 
Der überwiegende Teil verbringt 
seine Tagesstunden in Pro-
grammen, bei der Gartenarbeit 
oder außerhalb der Anstalt. Hin-
zu kommt, dass der Jugendar-
rest als pädagogische Auszeit 
von den bisherigen Lebensum-
ständen verstanden werden soll 
und sich dies auch in einer 
schlichten Gestaltung der An-
stalt als „Besinnungsraum“ wi-
derspiegeln darf. 
 
 
Der Empfehlung wurde nicht 
gefolgt. 
Gängige Praxis in der Jugendar-
restanstalt ist es, Arrestierte auf 
Wunsch einzeln duschen zu 
lassen, was aufgrund der niedri-
gen Arrestantenzahlen unprob-
lematisch organisiert werden 
kann. 
 
 
Der Empfehlung wurde nicht 
gefolgt. 
Für eine solide psychologische 
Diagnostik oder gar Betreuung 
im Arrest beispielsweise in Form 
der von regelmäßigen Sprech-
stundenangeboten ist die Ar-
restzeit in der Regel zu kurz. 
Eine – wenn auch nied-
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rigschwellige – psychologische 
Betreuung ist zudem nicht Auf-
gabe des Jugendarrestes. Des-
sen Aufgabe ist vielmehr die 
möglichst intensive (kurzzeit-) 
pädagogische Einwirkung und 
ein elaboriertes Übergangsma-
nagement. Sobald hinreichende 
Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass ein Arrestant oder eine 
Arrestantin zu Beginn oder wäh-
rend des Arrestes ernsthafte, 
behandlungsbedürftige psychi-
sche Auffälligkeiten zeigen, 
muss die Aufnahme in den Ar-
rest abgelehnt werden bzw. ist 
der Arrest unverzüglich zu un-
terbrechen. 
 

 
 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Polizeigewahrsam Nordost (Besuch vom 5. Oktober 2015) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene 
Maßnahmen/Reaktion 

 
I. Fixierungen 
Bemängelt wurde, dass Fixie-
rungen mit metallenen Fußfes-
seln vorgenommen wurden, 
wobei die Fixierung an ein oder 
mehreren Gliedmaßen erfolgte. 
 
 
II. Durchsuchung unter voll-
ständiger Entkleidung 
Die Länderkommission bemän-
gelte, dass Durchsuchungen 
unter vollständiger Entkleidung 
bei der Aufnahme in den Ge-
wahrsam ohne Einzelfallprüfung 
stattfanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Länderkommission emp-
fahl keinerlei Fixierungen 
vorzunehmen. Andernfalls 
sollten Fixierungen lediglich 
mittels eines Gurtsystems 
erfolgen. 
 
 
 
Durchsuchungen, die mit 
einer Entkleidung und Inau-
genscheinnahme des 
Schambereichs verbunden 
sind, sollen nur nach einer 
Abwägung im Einzelfall vor-
genommen werden. Wird 
eine Durchsuchung mit Ent-
kleidung als notwendig er-
achtet, sollen die Gründe 
nachvollziehbar dokumentiert 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Personen werden im Bedarfsfall 
mit den dienstlich zur Verfügung 
stehenden Hand- und/oder Fuß-
fesseln aus Metall gefesselt, 
wobei eine Fixierung an Gegen-
ständen dabei nicht erfolgt.  
 
 
 
Die im Gewahrsam Nordost 
durchgeführten Durchsuchungen 
standen ausnahmslos im Ein-
klang mit der polizeilichen Vor-
schriftenlage des Landes Berlin. 
Die Durchsuchung von Perso-
nen unter vollständiger Entklei-
dung erfolgte nur im begründe-
ten Ausnahmefall. Dazu musste 
es bereits bei der Einlieferung 
der Person Hinweise geben, die 
die vollständige Entkleidung 
rechtfertigten. Dies wären zum 
Beispiel angekündigte Suizid-
versuche oder die Durchsu-
chung zum Zwecke des Auffin-
dens von Beweismitteln. Eine 
generelle vollständige Entklei-
dung zum Zwecke der Durchsu-
chung erfolgte nicht. 
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III. Gewahrsamsbuch 
Bemängelt wurde, dass Zellen-
kontrollen nicht zeitlich doku-
mentiert wurden. 
 
 
 
 
 
 
IV. Baulicher Zustand 
Bemängelt wurden die veralte-
ten und die teilweise ver-
schmutzten Wände der Ge-
wahrsamsräume. 
 
 
 
 
 
V. Kennzeichnung der Poli-
zeibeamtinnen und – beamten 
Die Länderkommission bemän-
gelte, dass die benutzten Na-
mensschilder der Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten im 
Gewahrsam aus Metall waren. 

 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine zeitliche Dokumen-
tation der Zellenkotrollen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine Sanierung der Ge-
wahrsamsräume. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl das Tragen von nichtme-
tallenen Namensschildern, da 
von diesen kein Verletzungs-
risiko ausgehe. 
 

 
 
 
 
Gemäß der damaligen Vorschrif-
tenlage war eine zeitliche Do-
kumentation nicht erforderlich. 
Daher wurde sie nur in Ausnah-
mefällen dokumentiert, zum Bei-
spiel wenn der Gewahrsamsarzt 
häufigere Zellenkontrollen an-
ordnete. 
 
 
Am 01.04.2015 wurde ein Antrag 
auf umfangreiche Renovie-
rungsarbeiten bei der BIM (Ber-
liner Immobilienmanagement 
GmbH) gestellt. Im Dezember 
2015 erfolgte eine Renovierung 
der Zellen, Zellentüren und des 
Flures sowie des Aufenthalts-
raumes. 
 
 
Der Empfehlung wurde nicht 
gefolgt, da schon die damaligen 
Namensschilder und Dienst-
nummernschilder der Polizei 
Berlin zur individuellen Kenn-
zeichnung aus Kunststoff mit 
silberfarbener, optisch gebürste-
ter Oberflächenbeschichtung 
bestanden, die auf einer Leder-
lasche angebracht waren. Um 
ein Verletzungsrisiko zu minimie-
ren, waren diese facettiert und 
mit abgerundeten Ecken verse-
hen. 

 
 
Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz 

Besuchte Einrichtung: Jugendstrafanstalt für Frauen, Hauptanstalt Lichtenberg 
(Besuch vom 11. März 2016) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene Maßnah-
men/Reaktion 

 
Die Justizvollzugsanstalt für 
Frauen, Hauptanstalt Lichten-
berg, erschien der Länderkom-
mission beispielhaft für den 
Frauenvollzug. Beispielhaft wur-
de der geringe Sicherheitsstan-
dard, die vorhandene Teilvergit-
terung, die langen Aufschluss-
zeiten genannt und die unbe-
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wachte wöchentliche Kinder-
spielstunde genannt. Die Län-
derkommission erwähnte zudem 
die vorhandenen Haftraumtele-
fone, das Substitutionspro-
gramm sowie die Haftraumsitua-
tion mit abgetrenntem Toiletten- 
und Duschbereich als beispiel-
haft. 
 
 
I. Besonders gesicherte Haft-
räume 
Bemängelt wurde, dass die Vi-
deoüberwachung des besichtig-
ten besonders gesicherten Haft-
raums einen uneingeschränkten 
Einblick in den Toilettenbereich 
gewährte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Doppelbelegung von Haft-
räumen 
Die Länderkommission bemän-
gelte, dass der besichtigte dop-
pelt belegte Haftraum mit ca. 8 
qm  für eine Doppelbelegung 
ungeeignet sei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es sollte sichergestellt wer-
den, dass Gefangene auch 
im besonders gesicherten 
Haftraum unbeobachtet den 
Toilettenbereich nutzen kön-
nen. Die Länderkommission 
empfahl diesbezüglich eine 
Verpixelung der betroffenen 
Bereiche. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, Hafträume nicht doppelt 
zu belegen, wenn diese nicht 
über eine ausreichende Grö-
ße verfügen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Umrüstung der in den be-
sonders gesicherten Hafträu-
men befindlichen Kameraüber-
wachung wurde mit Blick auf die 
angemessene Wahrung der 
Intimsphäre der Gefangenen für 
den gesamten Berliner Justiz-
vollzug geplant und umgesetzt. 
Durch die neu installierten Vi-
deoanlagen wird durch eine rot 
aufleuchtende Lampe an der 
Kamera für die betroffenen Ge-
fangenen in den besonders ge-
sicherten Hafträumen erkennbar 
sein, wann die Kamera im Auf-
nahmebetrieb ist. Zudem ist für 
den Toilettenbereich die Verpi-
xelung der Kamerabilder über 
zusätzlich montierte Wärme-
sonden gewährleistet. 
 
 
In der Anstalt existieren Haft-
räume in der Größe von 7,8 qm 
bis 9,65 qm zuzüglich des abge-
trennten und nach außen belüf-
teten Sanitärbereichs mit einer 
Größe von 1,7 qm. Eine verein-
zelte Doppelbelegung, die 
grundsätzlich nur auf freiwilliger 
Basis mit Zustimmung der Ge-
fangenen stattfindet und wenn 
zudem für keine der Gefange-
nen hierdurch schädliche Ein-
flüsse zu befürchten sind, erfolgt 
ab einer Haftraumgröße von 
8,26 qm exklusive abgetrennten 
Sanitärbereich. Das heißt, dass 
doppelt belegte Hafträume in-
klusive abgetrennten und ge-
sondert entlüfteten Sanitärbe-
reich, bestehend aus Toilette, 
Waschbecken und Dusche, eine 
Größe von 9,96 qm bis 11,35 
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qm für den Bereich Lichtenberg 
aufweisen können. 
 

 
 

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 

Besuchte Einrichtung: Jugendstrafanstalt Tegel, Teilanstalten I, IV, V und VI 
(Besuch vom 10. April 2017) 

Ergebnis der Prüfung 
Empfehlungen der 
Länderkommission 

Ergriffene Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv wurde die medizini-
sche Versorgung in der Jus-
tizvollzugsanstalt Tegel be-
wertet. So verfügte jede 
Teilanstalt über eine eigene 
Arztgeschäftsstelle. Es wur-
de positiv bewertet, dass 
Impfungen und andere Vor-
sorgeuntersuchungen 
durchgeführt werden. Auch 
das strukturierte Substituti-
onsverfahren und die hohe 
Beschäftigungsquote von 
78% wurden positiv bewer-
tet. 
 
I. Besonders gesicherte 
Hafträume 
1. Hygienische Verhältnisse 
Bemängelt wurde der un-
saubere und unhygienische 
Zustand des besonders ge-
sicherten Haftraums. Insbe-
sondere der Zustand der 
verwendeten Schaumstoff-
mattratze und der vorhande-
nen Wolldecken wurden be-
mängelt. Auch wurde der 
Zustand der zur Verfügung 
gestellten Unterwäsche be-
mängelt. 
 
2. Videoüberwachung 
Bemängelt wurde, dass einer 
der besichtigten besonders 
gesicherten Hafträume auch 
im Toilettenbereich vollstän-
dig einsehbar war. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl die Anschaffung neuer, 
abwaschbarer Matratzen mit 
Einwegdecken sowie die An-
schaffung von Papierunter-
hosen und Papierhemden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl die Verpixelung des Toi-
lettenbereichs. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Alle besonders gesicherten Hafträu-
me sind inzwischen mit abwaschba-
ren Matratzen ausgestattet. Die Be-
diensteten sind für die regelmäßige 
Überprüfung des hygienischen Zu-
standes der besonders gesicherten 
Hafträume sensibilisiert worden. 
Einwegdecken sowie Einwegklei-
dung für die Gefangenen wurden 
ebenfalls beschafft und liegen in den 
besonders gesicherten Hafträumen 
aus.  
 
 
In den besonders gesicherten Haft-
räumen mit Videoüberwachung ist 
nunmehr gewährleistet, dass der 
Toilettenbereich auf den Überwa-
chungsmonitoren verpixelt darge-
stellt und so die Intimsphäre der Ge-
fangenen gewahrt wird. 
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II. Teilanstalt II 
1.Sicherungsstation 
Bemängelt wurde das Feh-
len einer ausreichenden 
psychologischen Betreuung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.Personalsituation 
Bemängelt wurde die perso-
nelle Besetzung in der Teil-
anstalt II. So ergab ein 
exemplarisch für April 2017 
angeforderter Belegungs-
plan, eine erhebliche Abwei-
chung der Ist-Besetzung von 
der Soll-Besetzung. So wur-
de bemängelt, dass der 
Frühdienst im April 2017 nur 
an zwei Tagen voll besetzt 
war. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine regelmäßige psy-
chologische Betreuung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl dringend die für erforder-
lich gehaltene Besetzung zu 
gewährleisten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die regelmäßige psychologische 
Betreuung der Inhaftierten auf der 
Sicherungsstation ist gewährleistet. 
Personell ist die dafür zur Verfügung 
stehende Stelle zu je 50% mit einer 
Psychologin (seit dem 15.03.2017) 
und einem Psychologen (seit dem 
01.08.2017) besetzt. In diesem 
Rahmen werden den Gefangenen 
auf der Sicherungsstation psycholo-
gische Einzelgespräche angeboten. 
Die Gespräche können nach Bedarf 
einmal wöchentlich im Rahmen von 
ca. 60 Minuten im Anwaltssprech-
raum der Sicherungsstation stattfin-
den. Je nach Anzahl der Gefange-
nen auf der Sicherungsstation, der 
personellen Besetzung durch Be-
dienstete des allgemeinen Vollzugs-
dienstes sowie in Abhängigkeit von 
der Gewährleistung der täglichen 
Freistunde kann die Anzahl und 
Dauer der Gespräche variieren. Die 
eingesetzten Psychologen nehmen 
in beratender Funktion an den oben 
erwähnten regelmäßigen Fortdauer-
konferenzen teil. 
 
 
Den Justizverantwortlichen ist auf-
grund der angespannten Personalsi-
tuation im allgemeinen Vollzugs-
dienst (AVD) in allen Justizvollzugs-
anstalten – und auch der Teilanstalt 
II der Justizvollzugsanstalt Tegel – 
bewusst, dass alle Maßnahmen er-
griffen werden müssen, um die Soll-
Ausstattung mit Mitarbeitern des all-
gemeinen Vollzugsdienstes so zügig 
wie möglich wieder zu erreichen. 
Indessen ist dies wegen des Man-
gels an geeigneten Bewerbern und 
des Erfordernisses einer zweijähri-
gen Ausbildung in Theorie und Pra-
xis für eine qualitätsvolle Tätigkeit 
nicht in Kürze zu erreichen. 
 
Die momentane Personalsituation im 
Berliner Justizvollzug im AVD ist auf 
Sparbeschlüsse des Senats vom 24. 
Januar 2012 zurückzuführen, die 
dazu geführt haben, dass in den Jah-
ren 2012 und 2013 nicht oder nicht 
der Altersfluktuation entsprechend 
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Justizvollzugsbedienstete des AVD 
ausgebildet werden konnten. Er-
schwerend auf die Stellensituation 
wirkt sich ebenfalls der demografi-
sche Wandel und die damit einher-
gehende Altersfluktuation insbeson-
dere im AVD aber auch in allen an-
deren Berufsgruppen aus, wonach 
viele Bedienstete altersbedingt aus 
dem Dienst ausgeschieden sind bzw. 
in den kommenden Jahren aus-
scheiden werden. Infolgedessen und 
wegen des Ausbildungsstopps in den 
Jahren 2012 und 2013 können viele 
Stellen im allgemeinen Vollzugdienst 
(AVD) bis heute nicht besetzt wer-
den. Die Nachbesetzung der dann 
freigewordenen Stellen im AVD kann 
der Justizvollzug nur durch die eige-
ne Ausbildung erreichen, da auf dem 
freien Bewerbermarkt diese Berufs-
gruppe nicht vorhanden ist. 
 
Ab 2014 konnte der Justizvollzug 
wieder Bewerber für den AVD ent-
sprechend der konkreten Bedarfe 
ausbilden. Da die Ausbildung für den 
AVD - wie erwähnt - zwei Jahre dau-
ert, sind die ersten Ausgebildeten ab 
2016 in den Justizvollzugsanstalten 
angekommen. Grundlage für die 
Ausbildungsberechnungen sind die 
nicht besetzten Stellen im AVD, die 
personellen Bedarfe sowie die Fluk-
tuationen im Justizvollzugsdienst. 
Dementsprechend sieht die Ausbil-
dungsplanung für die kommenden 
Jahre vor, dass unter Ausnutzung 
aller verfügbaren Kapazitäten der 
Bildungsstätte des Justizvollzuges 
mit Hochdruck ausgebildet wird. Für 
den Haushalt 2018/2019 sind ent-
sprechende Ausbildungsmittel ein-
geplant.  
 
Anhand dieser Planungen ist damit 
zu rechnen, dass ca. Ende 2020 die 
Soll-Stellen im AVD durch die Aus-
bildung besetzt sein werden. Auch 
wird der Altersdurchschnitt der AVD-
Bediensteten durch die vermehrte 
Einstellung junger Nachwuchskräfte 
sukzessive sowie durch die hohe 
Fluktuation älterer Mitarbeitenden in 
den nächsten Jahren sinken. 
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3.Sport- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten 
Bemängelt wurden die ge-
ringen Sport- und Freizeitan-
gebote in der Teilanstalt II. 
So gab es keine Sportmög-
lichkeiten im Freien. Zudem 
wurde bemängelt, dass im 
Durchschnitt nicht mehr als 
insgesamt 24 Plätze pro Tag 
für Sport zur Verfügung 
standen. Angesichts einer 
Kapazität von 369 Haftplät-
zen in der Teilanstalt II konn-
ten so bei Vollbelegung le-
diglich 6% der Häftlinge das 
Sportangebot wahrnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, das Angebot der Sport- 
und Beschäftigungsmöglich-
keiten der Teilanstalt II zu 
erweitern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Oberste Priorität ist es, mit dem vor-
handenen Personal Sicherheit und 
Ordnung der Anstalt sicher zu stel-
len. Dies gilt auch für die Teilanstalt 
II. Dass im Falle eines Anstaltsa-
larms der gesamte Stations-Flügel 
unter Verschluss geht, gehört zu den 
erforderlichen Sicherungsmaßnah-
men in allen Anstalten gleicherma-
ßen und dient nicht etwa der Bestra-
fung Unbeteiligter, auch wenn dies 
von diesen mitunter so empfunden 
wird. 
 
 
Die Teilanstalt II bot neben Gymnas-
tik, Handball, Tischtennis, Fußball, 
Volleyball und Seniorensport auch 
Zusätzlich Kraftsport an. Während 
der Freistunden bestanden weitere 
Möglichkeiten zur sportlichen Betäti-
gung (Tischtennis, Laufen). 
Im Freizeit- und Bildungsplan (Stand 
18.09.2017) waren die sonstigen 
Beschäftigungsmöglichkeiten in der 
Teilanstalt II angegeben: 
 

 Bibelgruppe der Zeugen Jehovas 

 Ethikgesprächsgruppe / Ge-
sprächsgruppe für Gefangene 
muslimischen Glaubens 

 Beratungsangebot für ältere Inhaf-
tierte – Drehscheibe (Einzelge-
spräche) 

 Drogen-Gesprächsgruppe 

 Shems - Gesprächsgruppe für 
türkische Insassen 

 Gefährdetenhilfe „Scheide-
weg“ (biblisch/christlicher Hinter-
grund) 

 Backgammongruppe 
 
Die Erweiterung der Freizeitangebo-
te ist derzeit nicht beabsichtigt. Das 
schließt nicht den Versuch aus, im-
mer wieder neue Angebote zu im-
plementieren und auf ausreichend 
hohe Teilnehmerzahlen hinzuwirken. 
Denn die Gefangenen in der Teilan-
stalt II lassen sich im Allgemeinen 
nur schwer zu einem - gar regelmä-
ßigen - Besuch der bestehenden 
Angebote motivieren. 
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4.Bauliche Situation und 
Ausstattung der Hafträume 
Bemängelt wurde, dass die 
baulichen Gegebenheiten 
der Teilanstalt II der im Jahr 
1898 erbauten Justizvoll-
zugsanstalt Tegel und ihre 
panoptische Bauweise einen 
zeitgemäßen Strafvollzug 
nicht zulassen. Die engen 
Hafträume und die abgenutz-
ten Möbel und die teilweise 
nicht abgetrennten Toiletten 
wurden bemängelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Länderkommission zwei-
felte an, dass die Teilanstalt 
II für die Unterbringung von 
Gefangenen geeignet ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Den Justizverantwortlichen im Land 
Berlin ist bewusst, dass sich grund-
sätzliche und nachhaltige Verbesse-
rungen der Unterbringungs-, Betreu-
ungs- und Freizeitsituation in histori-
schen Bestandsgebäuden der Kai-
serzeit ohne umfassende baulich-
technische Umbau- und Sanie-
rungsmaßnahmen kaum realisieren 
lassen werden. Daher investiert das 
Land Berlin sowohl in zeitgemäße 
Neubauten (hier: Justizvollzugsan-
stalt des Offenen Vollzuges Berlin / 
Neubau Teilanstalt Robert-von-
Ostertag Str.- 2010; Neubau JVA 
Heidering - 2013, Justizvollzugsan-
stalt Tegel - Neubau Teilanstalt VII / 
Einrichtung zum Vollzug der Siche-
rungsverwahrung - 2014) als auch in 
den Umbau, die Sanierung und 
Grundinstandsetzung bestehender 
Gebäude (hier: Justizvollzugsanstalt 
Moabit - Grundinstandsetzung Teil-
anstalt III - 2014; Justizvollzugsan-
stalt Tegel - Teilanstalt III, Umbau 
und Grundsanierung - voraussicht-
lich ab 2020; Justizvollzugsanstalt 
Moabit - Teilanstalt II, Umbau, Sanie-
rung und Grundinstandsetzung – 
voraussichtlich ab 2021). Der von 
der BIM - Berliner Immobilienma-
nagement GmbH (Eigentümervertre-
terin/Vermieterin der Justizimmobi-
lien) - ermittelte Sanierungsbedarf für 
die Justizvollzugsliegenschaften lag - 
ohne Umsetzung funktions- und nut-
zungsoptimierter Belange der Justiz - 
im Jahr 2014 bei ca. 286 Mio. EUR. 
Das jährlich zur Verfügung stehende 
Budget für die Bauunterhaltung liegt 
dagegen bei etwa 11 Mio. EUR für 
alle Justizvollzugseinrichtungen. 
Diese Zahlen lassen bereits erken-
nen, wie intensiv und kreativ die Be-
mühungen der Justizseite ausgerich-
tet sein müssen, mögliche Finanzie-
rungsquellen zu erschließen, um 
notwendige Baumaßnahmen in Be-
standsgebäuden der Justizvollzugs-
anstalten zu ermöglichen. Selbstver-
ständlich wurde und wird immer wie-
der in die bestehenden Gebäude 
investiert – grundlegende Verbesse-
rungen durch Neuzuschnitt der 
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5. Besuchszentrum 
Es wurde bemängelt, dass 
das Besuchszentrum kein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl zu überprüfen, ob das 

Räume und Flächen, etc. lassen sich 
aber nur durch konzeptionelle, grö-
ßere Maßnahmen erreichen.  
Die Sanierung und Grundinstandset-
zung der Teilanstalt II in der Justiz-
vollzugsanstalt Tegel spielt hierbei 
eine wesentliche Rolle. Vorausset-
zung hierfür sind aber auch entspre-
chende Kompensationsmöglichkei-
ten im Berliner Justizvollzug. Gefan-
gene der Teilanstalt II müssen nicht 
nur für die mehrere Jahre dauernde 
Bauphase an anderer Stelle unter-
gebracht werden; sanierungsbeding-
te Kapazitätseinbußen von etwa 130 
Haftplätzen erfordern zudem in die-
ser Größenordnung alternative regu-
läre Unterbringungsmöglichkeiten im 
Berliner Justizvollzug. Daher müssen 
aufgrund bestehender Abhängigkei-
ten unter Berücksichtigung der sons-
tigen haftplatzrelevanten Baumaß-
nahmen Konzepte erarbeitet und 
fortgeschrieben werden, um realisti-
sche Lösungsvarianten aufzeigen 
und eine bedarfsgerechte Betriebs-
führung aufrechterhalten zu können.  
Der erste große Schritt in diese Rich-
tung ist die im laufenden Haushalt 
bereits eingestellte Planung zur Sa-
nierung der Teilanstalt III in der Jus-
tizvollzugsanstalt Tegel. Durch die 
geplante Sanierung werden weitere, 
mengenmäßig noch nicht festste-
hende Haftplätze zur Verfügung ste-
hen, die wiederum Kapazitätseinbu-
ßen bei der Sanierung der Teilanstalt 
II zum Teil auffangen können. Bau-
maßnahmen dieser Art benötigen 
indessen Zeit. Denn sie müssen mit 
auf die Zukunft ausgerichteten Bau-
zielplanungen unterlegt werden. Die-
se Planungen wiederum müssen 
weitreichenden aufbau- und ablauf-
organisatorischen Veränderungspro-
zessen sowie denkmalschutz- und 
baurechtlichen, zeitlichen, finanziel-
len, baulichen sowie bauphysikali-
schen und nicht zuletzt vollzuglichen 
Kriterien Rechnung tragen. Vor allem 
aber müssen sie als Teil einer voll-
zuglichen Gesamtkonzeption entwi-
ckelt werden. 
 
 
Die Nationale Stelle hat das Sprech-
zentrum besichtigt, das die Teilan-
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geeignetes Umfeld für Besu-
che bot. Bemängelt wurde 
insbesondere die Lautstärke, 
die vertrauliche oder gar 
intime Gespräche nicht zu-
gelassen habe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Besuchszentrum der Teilan-
stalt II ein geeignetes Umfeld 
zur Kontaktpflege darstellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

stalten II, V und VI für die Durchfüh-
rung der Gefangenenbesuche nut-
zen. In jedem der beiden Sprech-
räume befinden sich 10 Besuchsti-
sche. Die Lautstärke in den Sprech-
räumen hängt von der Besucherzahl 
ab. Sie beruht im Wesentlichen auf 
zwei Faktoren: Besuche können wö-
chentlich an zwei Wochentagen 
(Montag, Dienstag) sowie monatlich 
an zwei Wochenenden (Samstag, 
Sonntag) angeboten werden. 
Dadurch sind die 20 Besuchstische 
fast durchgängig besetzt und die 
Anzahl der Besucher in den Sprech-
räumen entsprechend hoch. Eine 
Ausweitung der Öffnungszeiten - und 
damit verbunden eine Entzerrung der 
Besuchszeiten – würde an jedem 
weiteren Tag die Besetzung von 10 
Dienstposten des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes erfordern (5 Dienstpos-
ten am Tor 1a für die Besucherkon-
trolle, 5 Dienstposten im Sprechzent-
rum). Diese Dienstposten sind der 
Justizvollzugsanstalt Tegel im Rah-
men der Organisationsbetrachtung 
für jeden 2. Mittwoch zuerkannt wor-
den. Angesichts der personellen Un-
terdeckung in der Laufbahn des All-
gemeinen Vollzugsdienstes (aktuell 
sind 53 von 397 Stellen unbesetzt) 
ist es derzeit nicht möglich, weitere 
Sprechstundenzeiten zu ermögli-
chen. Zum anderen ist die Justizvoll-
zugsanstalt Tegel vergleichsweise 
großzügig im Hinblick auf die pro 
Gefangenen zulässige Zahl der Be-
sucherinnen und Besucher. Jeder 
Gefangene darf zu einer Sprech-
stunde bis zu fünf Besucher empfan-
gen (max. zwei Erwachsene und bis 
zu drei Kinder). Eine Reduzierung 
der Besucherzahlen pro Gefangenen 
– wie in anderen Berliner Justizvoll-
zugsanstalten bereits praktiziert – 
würde mit großer Wahrscheinlichkeit 
auch zu einem geringeren Ge-
räuschpegel während der Sprech-
stunden führen, jedoch die Kontakt-
möglichkeiten der Gefangenen ein-
schränken. Bauliche Veränderungen 
zur Verbesserung der akustischen 
Rahmenbedingungen im Sprech-
zentrum (z. B. Lärmschutzwände/-
decken) stehen zudem unter dem 
Vorbehalt aktueller Planungen im 
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III. Zugangsräumlichkeiten 
Bemängelt wurden die hygi-
enischen Zustände der 
Wände, die an vielen Stellen 
Verschmutzungen aufwiesen 
und auch teilweise mit ver-
fassungsfeindlichen Inhalten 
beschmiert waren. Bemän-
gelt wurde zudem die stark 
verunreinigte Toilette, die 
sich in den Räumlichkeiten 
befand. 
 
 
 
IV. Vollzugsplanung und 
Entlassungsvorbereitung 
Bemängelt wurden die Prob-
leme bei der Einhaltung und 
Fortschreibung von Voll-
zugsplänen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
V. Transparenz über Auf-
enthaltsdauer auf der Ab-
schirmstation 
Bemängelt wurde, dass die 
Dauer des Aufenthalts auf 
der Abschirmstation für die 
Gefangenen nicht transpa-
rent und nachvollziehbar 
war. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl eine Renovierung und 
eine umgehende Entfernung 
der verfassungsfeindlichen 
Schmierereien. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl auch im Falle krank-
heitsbedingter Ausfälle die 
Erstellung und Fortschrei-
bung von Vollzugsplänen zu 
gewährleisten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission for-
derte, dass die Dauer des 
Aufenthalts auf der Ab-
schirmstation an klare Krite-
rien gebunden sein sollte, die 
den Gefangenen mitgeteilt 
werden sollen. 
 
 
 
 
 
 
 

Projekt „Bauzielplanung Tegel 2025“. 
Festlegungen zur örtlichen Lage und 
Größe des künftigen Sprechzent-
rums sind noch nicht getroffen. 
 
 
Die zum Zeitpunkt des Besuchs der 
Länderkommission mit Zeichnungen 
und Parolen beschmierten Aufnah-
meräume am Tor, in denen die neu 
aufgenommen Gefangenen auf das 
Aufnahmeprocedere warten, bevor 
sie in ihre Hafträume geleitet wer-
den, wurden sofort nach dem Be-
such der Länderkommission reno-
viert. Zudem wurde eine abwaschba-
re Wandfarbe aufgetragen, die das 
Abwaschen von künftigem – letztlich 
nicht vermeidbarem – neuem Be-
schmieren erleichtern soll. 
 
 
Die fristgerechte Aktualisierung von 
Vollzugs- und Eingliederungsplänen 
sowie die zeitige und qualitätsvolle 
Entlassungsplanung sind das erklär-
te Ziel der Justizvollzugsanstalt 
Tegel. Um diese Ziele künftig besser 
zu erreichen, wird von den Gruppen-
leitungen seit August 2017 verpflich-
tend SoPart genutzt. Diese Fachan-
wendung setzt entscheidende Impul-
se für eine effizientere Erstellung der 
Vollzugspläne, eine passgenaue 
Entlassungsplanung und eine besse-
re Übersicht des Sozialdienstes über 
zur Fortschreibung anstehende Voll-
zugspläne und einzuleitende Entlas-
sungsplanungen - aber auch für eine 
bessere Steuerbarkeit durch die Füh-
rungs- und Leitungskräfte. 
 
 
Bei der Unterbringung von Gefange-
nen auf der Abschirmstation handelt 
es sich stets um Einzelfallentschei-
dungen. Dies gilt gleichermaßen 
auch für die Aufenthaltsdauer, die 
einzelfallbezogen unterschiedlich 
lang sein kann. Im Umkehrschluss 
gibt es keine starren, allgemeingülti-
gen Zeitvorgaben für die dortige Un-
terbringungsdauer. 
Die Unterbringung von Gefangenen 
auf der Abschirmstation erfolgt in 
Ausübung pflichtgemäßen Ermes-
sens der Anstaltsleitung unter Be-
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achtung der Vollzugsgrundsätze des 
§ 3 Strafvollzugsgesetz Berlin 
(StVollzG Bln). Sie dient der Auf-
rechterhaltung der Anstaltssicherheit 
und -ordnung, die durch den an-
staltsinternen Handel mit Betäu-
bungsmitteln erheblich gefährdet 
wird. Sie wird angeordnet, wenn 
konkrete Anhaltspunkte für die An-
nahme bestehen, dass sich ein Ge-
fangener am Drogenhandel in der 
Anstalt beteiligt oder beteiligen wird. 
Diese rechtliche Einschätzung folgt 
der ständigen Rechtsprechung des 
Kammergerichts. 
Regelmäßig wird bei allen Gefange-
nen geprüft, ob die Unterbringung 
auf der Abschirmstation aus präven-
tiven Gründen der Gefährdung der 
Anstaltsordnung noch erforderlich ist. 
Bei Unterbringung auf der Abschirm-
station erhält der Gefangene inner-
halb eines Monats einen Bescheid 
mit den konkreten Verlegungsgrün-
den. Im gleichen Zeitraum aktuali-
siert der abgebende Bereich den 
Vollzugsplan. 
Die Entscheidung über den weiteren 
Verbleib auf der Abschirmstation 
wird in einer Konferenz mit den 
maßgeblich Beteiligten getroffen. Die 
Konferenz erfolgt auf Antrag der Ge-
fangenen oder erstmals nach der im 
Unterbringungsbescheid individuell 
festgesetzten Frist und sodann re-
gelmäßig alle zwei Monate. Die Ent-
scheidung wird jeweils dokumentiert 
und dem Gefangenen eröffnet. Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
wird in besonderer Weise beachtet, 
denn der Aufenthalt auf der Ab-
schirmstation ist mit einschneiden-
den Begleitumständen für die Ge-
fangenen verbunden. Es handelt sich 
jedoch nicht um die Anordnung einer 
besonderen Sicherungsmaßnahme 
im Sinne von § 86 StVollzG Bln. 
Im Rahmen vielfacher Entscheidun-
gen der Strafvollstreckungskammern 
hat sich im Wege der Fortbildung 
des Rechts ein so genanntes „Min-
destmaß“ der von Amts wegen vor-
zunehmenden erstmaligen Überprü-
fung der Fortdauer der angeordneten 
Maßnahme entwickelt, die bei 6 Mo-
naten liegt. Hierüber werden die Be-
troffenen im Unterbringungsbescheid 
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VI. Übersetzung bei Arzt-
gesprächen 
Bemängelt wurde, dass bei 
Verständigungsproblemen 
bei Arztgesprächen auch 
Gefangene als Sprachmittler 
hinzugezogen wurden. Diese 
Vorgehensweise könne die 
Möglichkeit beschränken, mit 
dem Arzt Themen zu be-
sprechen, die die Intimsphä-
re betreffen und der ärztli-
chen Schweigepflicht unter-
liegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl im Falle von Verständi-
gungsproblemen bei Arztter-
minen grundsätzlich einen 
Dolmetscher hinzuzuziehen. 

informiert. Abgesehen davon, hat der 
Gefangene das Recht, jederzeit ei-
nen Antrag zur Überprüfung zu stel-
len. 
Orientiert am Einzelfall lässt sich 
somit sagen, dass ein Inhaftierter mit 
der für ihn individuell festgesetzten 
Unterbringungszeit rechnen muss, 
ein oberes „Zeitmaß“ aber nicht vor-
hergesagt werden kann. Das hier 
aufgezeigte Verfahren ist den Ge-
fangenen hinlänglich bekannt, zumal 
es der gängigen Rechtsprechung 
entspricht. 
 
 
 
Das Strafvollzugsgesetz Berlin regelt 
den Einsatz von Sprachmittlern im 
Zugangsverfahren in § 7 Abs 1 Satz 
2. Diese Regelung gilt auch für die 
medizinische Zugangsuntersuchung. 
Der Einsatz von Sprachmittlern ist 
durch eine Fachdienstanweisung für 
den Bereich Medizin mit dem Zentra-
len Dolmetscher Dienst (ZDD) in der 
Justizvollzugsanstalt Moabit geregelt 
und abgestimmt. Der ZDD deckt in 
Berlin den Großteil der Fremdspra-
chen der in den Justizvollzugsanstal-
ten Untergebrachten ab. Um eine 
Sprachmittlung in Eilfällen auch au-
ßerhalb der normalen Bürozeiten zu 
ermöglichen, hat die für den ZDD in 
der JVA Moabit zuständige leitende 
Sozialpädagogin ein Projekt aufge-
stellt, in dessen Rahmen auch die 
telefonische Sprachmittlung nach 
Einverständnis des betroffenen Un-
tergebrachten möglich ist. Die Hin-
zuziehung von Mitgefangenen zur 
Sprachmittlung ist in diesem Zu-
sammenhang nur die Ausnahme und 
einem nach umfassender Güterab-
wägung zuvor festgestellten Erfor-
dernis geschuldet. 
Der Möglichkeit der Inanspruchnah-
me von Videodolmetscher-Diensten 
hat sich die Senatsverwaltung für 
Justiz, Verbraucherschutz und Anti-
diskriminierung bislang nicht genä-
hert, weil zum einen im Berliner ZDD 
die überwiegende Zahl der Fremd-
sprachen abgedeckt ist und zum 
anderen die Nutzung solcher Dienste 
unter datenschutzrechtlichen Aspek-
ten nicht unbedenklich ist. Nach 
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Auswertung der Erfahrungen mit 
dem Projekt Dolmetschen per Tele-
fon wird indessen auch die Möglich-
keit des ergänzenden Einsatzes von 
Videodolmetscher-Diensten für sel-
tene, nicht vom ZDD abgedeckte 
Sprachen sowie in besonders eiligen 
Fällen geprüft werden. 

 
 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Polizeigewahrsam Berlin West und Südwest 
(Besuch vom 12. Mai 2017) 

Ergebnis der Prüfung Empfehlungen 
Ergriffene 

Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv bewertet wurde, dass 
beide Einrichtungen spezielle 
Belehrungsblätter für Jugend-
liche vorhielten. In diesen 
wurde in verständlicher Spra-
che über Rechte und Pflich-
ten belehrt. Zudem wurde es 
als positiv bewertet, dass in 
beiden Dienststellen nachts 
immer ein Arzt anwesend war 
und den Bediensteten ge-
wahrsamsspezifische Fortbil-
dungen angeboten wurden. 
 
I. Durchsuchung mit Ent-
kleidung 
Die Länderkommission be-
mängelte, dass Durchsu-
chungen unter vollständiger 
Entkleidung bei der Aufnah-
me in den Gewahrsam ohne 
Einzelfallprüfung stattfanden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durchsuchungen, die mit 
einer Entkleidung und Inau-
genscheinnahme des 
Schambereichs verbunden 
sind, sollen nur nach einer 
Abwägung im Einzelfall vor-
genommen werden. Wird 
eine Durchsuchung mit Ent-
kleidung als notwendig er-
achtet, sollen die Gründe 
nachvollziehbar dokumen-
tiert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die polizeiliche Vorschriftenlage des 
Landes Berlin sieht vor, eine Durch-
suchung von Personen unter voll-
ständiger Entkleidung in zwei Pha-
sen und nur in begründetem Einzel-
fall vorzunehmen. Hierzu muss es 
bereits bei Einlieferung der Person 
Hinweise geben, die eine Entklei-
dung rechtfertigen. Dies wären zum 
Beispiel angekündigte Suizidversu-
che oder die Durchsuchung zum 
Zwecke des Auffindens von Be-
weismitteln. Eine generelle Anord-
nung zum Zwecke der Durchsu-
chung gibt es nicht. Die eingesetz-
ten Dienstkräfte werden diesbezüg-
lich sensibilisiert. 
 
Jede durch den Schriftführer ange-
ordnete Durchsuchungsmaßnahme 
wird im Gewahrsamsmodul des po-
lizeilichen Vorgangsbearbeitungs-
systems (POLIKS) dokumentiert. 
Auch wird seit dem 10. Juli 2017 
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II. Gewahrsamsdokumenta-
tion 
Es wurde bemängelt, dass 
Zellenkontrollen nicht zeitlich 
dokumentiert wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
III. Richterliche Erreichbar-
keit 
Die Länderkommission be-
mängelte, dass ein richterli-
cher Bereitschaftsdienst für 
das Einholen einer Entschei-
dung über die Zulässigkeit 
und Fortdauer einer Inge-
wahrsamnahme lediglich von 
8:00 Uhr bis 22:00 Uhr ge-
währleistet war.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IV. Dimmbares Licht 
Bemängelt wurde, dass die 
Gewahrsamsräume des Ge-
wahrsams Südwest nicht über 
dimmbares Licht verfügten. 
 
 
 

 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, die Zellenkontrollen 
zeitlich zu dokumentieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen, in Ab-
stimmung mit den zuständi-
gen Gerichten zu überprü-
fen, wie eine richterliche 
Erreichbarkeit nach den 
Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts gewähr-
leistet werden kann. Eine 
Erreichbarkeit muss danach 
auch zwischen 4.00 Uhr und 
8.00 Uhr gewährleistet sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen sämtli-
che Gewahrsamsräume mit 
dimmbarem Licht auszustat-
ten. 
Es wurde empfohlen, die 
Lüftungen zu überprüfen 
und Maßnahmen zur Ge-
räuschreduzierung zu ergrei-
fen. 

eine Dokumentation der Entkleidung 
gewährleistet. 
 
 
Eine Dokumentation relevanter Er-
eignisse erfolgt im POLIKS-
Gewahrsamsmodul. Eine Dokumen-
tation der regelmäßigen Kontrollen 
auch ohne relevante Ereignisse wird 
nur als zielführend erachtet, wenn 
sie mit technischer Unterstützung 
aufwandsarm erfolgen kann. Mög-
lichkeiten zur technischen Umset-
zung werden geprüft. 
 
 
Über die Einsetzung eines Bereit-
schaftsdienstes entscheiden die 
Präsidien der Gerichte. Die geschil-
derten Mängel sind jedoch nur für 
Abschiebehaftsachen und Freiheits-
entziehungen nach dem Allgemei-
nen Gesetz zum Schutz 
der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung in Berlin (ASOG Bln.) zutref-
fend. Soweit Freiheitsentziehungen 
nach der Strafprozessordnung erfol-
gen, ist ein Richter auch zu anderen 
Tages- und Nachtzeiten erreichbar. 
Für die hier streitigen Zeiten zwi-
schen 4.00 Uhr und 8.00 Uhr hat 
das Präsidium des Amtsgerichts 
Tiergarten keinen praktischen Be-
darf für einen Bereitschaftsdienst 
erkennen können, da alsbald der 
reguläre Dienstbetrieb beginnt und 
der oder die Inhaftierte zur Gericht-
stelle zwecks Anhörung verbracht 
werden muss. 
 
 
Die Gewahrsame West und Nordost 
verfügen bereits über dimmbare 
Beleuchtung. Eine Ausstattung der 
Gewahrsame Südwest, City und 
Tempelhof befindet sich mittlerweile 
in der Umsetzung. Die Lüftung wur-
de unverzüglich mit dem Ziel der 
Geräuschreduzierung überprüft. 
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Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 

Besuchte Einrichtung: Krisen- und Clearingeinrichtung des Trägers JF Jugendförderung 
Berlin gGmbH* (Besuch vom 20.Mai 2016) 
 
* Dabei handelt es sich um eine Einrichtung der Inobhutnahme zur zeitlich befristeten Kriseninter-
vention mit intensiver sozialpädagogischer Betreuung bzw. freiheitsentziehender Maßnahme gem. 
§ 42 Abs. 5 Sozialgesetzbuch VIII bzw. § 1631b, Bürgerliches Gesetzbuch. Zielgruppe der Einrich-
tung sind schutzbedürftige, massiv gefährdete Kinder in der Regel von 13 bis unter 16 Jahren mit 
tatsächlichem Aufenthalts in Berlin, die aufgrund erheblicher Fremd- und Selbstgefährdung im der 
Inobhutnahme der zeitlich befristeten Krisenintervention mit zumindest zeitweisen freiheitsentzie-
henden Maßnahmen gem. o. g. gesetzliche Grundlagen bedürfen. 

Ergebnis der Prüfung Empfehlungen 
Ergriffene 

Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv bewertet wurden die 
räumlichen Gegebenheiten und 
die personelle Ausstattung. 
 
 
Konkrete Mängel wurden nicht 
ausgesprochen. Insoweit wird 
aber auf die Empfehlungen der 
Länderkommission verwiesen. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Länderkommission emp-
fahl, dass Kinder und Ju-
gendliche ab dem ersten 
Tag täglich die Möglichkeit 
zur Bewegung an der fri-
schen Luft haben sollen und 
effektiver als bisher, in die 
Lage versetzt werden, Be-
schwerden bei einer geeig-
neten externen Stelle vorzu-
bringen. 
 
 
 
Darüber hinaus erfolgte ein 
Hinweis durch die Länder-
kommission, junge Men-
schen umfassender und 
altersgerecht über ihre 
Rechte zu informieren, ins-
besondere zu Fragen des 
Kontaktes zur Familie, zu 
dem Recht auf freie Mei-
nungsäußerung, dem Recht 
auf Taschengeld, auf eigene 
Freiräume sowie auf vertrau-
liches Vorbringen von Be-
schwerden. Dabei solle über 
den Beschwerdeweg und 
weitere relevante Kontaktda-
ten informiert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Die tägliche Bewegung an der 
frischen Luft ab dem ersten Tag 
der Unterbringung  wird für je-
den jungen Menschen in seinem 
Tagesablauf berücksichtigt. Die 
Tagesstrukturplanung  wurde 
entsprechend überarbeitet. 
Die Sicherung der Außenanla-
gen wurde nochmals mit dem 
Ziel überprüft, das Risiko von 
Entweichungen zu verringern, 
und gegebenenfalls baulich 
nachgebessert. 
 
Es wurde eine Ombudsperson 
bestellt, die jederzeit auch un-
angemeldet mit den jungen 
Menschen in der Einrichtung 
sprechen und vertraulich von 
den jungen Menschen telefo-
nisch kontaktiert werden kann. 
Die vertrauliche telefonische 
Kontaktaufnahme der Ombuds-
person ohne Anwesenheit von 
Betreuungspersonal wurde si-
chergestellt. Es wurden techni-
sche Möglichkeiten der Telefo-
nie geprüft, um einen Miss-
brauch der Telefonnutzung 
durch die jungen Menschen 
ausschließen und gleichzeitig 
Vertraulichkeit sicherstellen zu 
können. 
Ein altersgerechtes Informa-
tionsheft über die Rechte der 
untergebrachten jungen Men-
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schen wurde in leichter Sprache 
mit Unterstützung durch Prakti-
ker der Öffentlichkeitsarbeit und 
Mitwirkung der untergebrachten 
jungen Menschen entwickelt 
und gestaltet. 
Darüber hinaus wurden Hinwei-
se in den Arbeitsprozess der 
Weiterentwicklung der Konzep-
tion der Einrichtung aufgenom-
men und um den Punkt „Partizi-
pation“ ergänzt. 
 

 
 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 

Besuchte Einrichtung: Krankenhaus des Maßregelvollzuges - Krankenhausbetrieb des 
Landes Berlin - (Besuch vom 15. Juli 2017) 

Ergebnis der Prüfung Empfehlungen 
Ergriffene 

Maßnahmen/Reaktion 

 
Der Besuch diente vornehm-
lich einem Informationsaus-
tausch zur Situation psy-
chisch kranker Straftäter in 
der forensischen Psychiatrie. 
Angesprochen wurden u. a. 
Themen der pflegerischen 
und therapeutischen Versor-
gung sowie der Nachsorge 
entlassener Patienten, die 
von Bundesland zu Bundes-
land verschieden sind.  
 

 
Die Nationale Stelle regte 
an, das Formular zur An-
ordnung und Dokumentation 
von Zwangsmaßnahmen um 
ein weiteres Feld zu ergän-
zen, in dem das Personal 
erläutert, welche milderen 
Mittel versucht wurden und 
weshalb diese nicht ausrei-
chend waren. 
 

 
Die Anregung zur Änderung des 
Formblattes wurde umgesetzt. 
 
 
 
 

 
 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

Besuchte Einrichtung: Polizeigewahrsam Berlin-Tempelhof 
(Besuch vom 23. Oktober 2017) 

Ergebnis der Prüfung Empfehlungen 
Ergriffene 

Maßnahmen/Reaktion 

 
Positiv bewertet wurde, dass 
keine Fixierungen stattfan-
den, die gute räumliche Si-
tuation, der ausreichende 
Platz sowie das Vorhanden-
sein verschiedener Zellenty-
pen. 
 
I. Fortbildung von Tarifbe-
schäftigten 
Die mangelnden Fortbil-
dungsmöglichkeiten für Tarif-
beschäftigte wurde bemän-
gelt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen, die 
Tarifbeschäftigten regelmä-
ßig und verpflichtend in den 
für den Polizeigewahrsam 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fortbildung für Tarifbeschäftigte 
im Referat Gefangenenwesen wur-
de im Januar 2018 an die Bedarfe 
des Referats angepasst. Spezielle 
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II. Dokumentationspflicht 
Bemängelt wurde eine unzu-
reichende Dokumentation bei 
beobachteten Toilettengän-
gen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bemängelt wurde eine unzu-
reichende Dokumentation bei 
Durchsuchungen mit einer 
vollständigen Entkleidung. 

wichtigen Themenberei-
chen, wie beispielsweise 
Deeskalation oder Umgang 
mit suizidgefährdeten Per-
sonen, fortzubilden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen, sofern 
eine Beobachtung beim Toi-
lettengang durch Bedienste-
te für erforderlich erachtet 
wird, dies im Einzelfall an-
zuweisen und nachvollzieh-
bar zu dokumentieren. 
Auch wurde empfohlen, für 
eine Gewahrsamsdokumen-
tation zu sorgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird eine Durchsuchung mit 
Entkleidung und Inaugen-
scheinnahme des Schambe-
reichs als notwendig erach-

Trainingsprogramme, in denen u. a. 
das Thema der Deeskalation be-
sprochen und trainiert wird, werden 
durch die Mitarbeitenden regelmä-
ßig besucht. 
Die Inhalte des in der BAK (Be-
schreibung des Aufgabenkreises) 
festgeschriebenen Wochenlehr-
gangs für Tarifbeschäftigte im Ge-
fangenenbewachungsdienst sind 
derzeit in der Überarbeitung. Die 
Inhalte werden in Absprache mit der 
Polizeiakademie an die Bedürfnisse 
angepasst. Eine Einbindung der 
Suizidprophylaxe wurde diesbezüg-
lich angeregt. 
Weiterhin finden regelmäßig Semi-
nare beim Polizeiärztlichen Dienst 
statt. Hier erfahren die Mitarbeiten-
den Unterweisungen in der Ersten 
Hilfe. 
 
 
Eine Weisungslage wurde hier nicht 
für erforderlich erachtet. Darüber 
hinaus ist die Drogentoilette auf 
Grundlage der Gemeinsamen All-
gemeinen Verfügung (GAV) zur Ex-
korporation von Betäubungsmitteln 
zwischen der Senatsverwaltung für 
Justiz und Verbraucherschutz und 
der Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport vom 14. September 2017 
in Betrieb genommen worden. Der 
Einsatz bedarf einer gesonderten 
Anordnung und wird umfassend 
dokumentiert. 
 
Grundsätzlich erfolgt alle 15 Minuten 
eine Kontrolle der belegten Zellen. 
Die Dokumentation wurde im Nach-
gang zum o. a. Besuch der Nationa-
len Stelle zur Verhütung von Folter 
angepasst und erfolgt derzeit hand-
schriftlich in Listenform.  
Die Prüfung der Umsetzung einer 
technischen Lösung zur Dokumen-
tation der Zellenkontrolle dauert 
derzeit noch an. Vor diesem Hinter-
grund ist eine abschließende Mittei-
lung des Prüfungsergebnisses zur-
zeit nicht möglich. 
 
Die Durchsuchung von Personen 
unter vollständiger Entkleidung er-
folgte nur im begründeten Einzelfall. 
Dazu musste es bereits bei der Ein-
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III. Ärztliche Untersuchung 
Bemängelt wurde, dass Per-
sonen, die unter Einsatz kör-
perlicher Gewalt festgenom-
men wurden, nicht generell 
einem Arzt vorgestellt wur-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
IV. Kennzeichnung von Ta-
rifbeschäftigten 
Die Länderkommission be-
mängelte, dass für die im 
Gewahrsam tätigen Tarifbe-
schäftigten eine Kennzeich-
nung freiwillig war.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

tet, sind die Gründe hierfür 
nachvollziehbar zu doku-
mentieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen, Per-
sonen, die unter Einsatz 
körperlicher Gewalt festge-
nommen wurden, bei der 
Aufnahme in den Gewahr-
sam einem Arzt vorzustel-
len. Verletzungen können so 
festgestellt und dokumen-
tiert werden. Dies schützt 
auch beteiligte Beamte vor 
nachträglichen ungerecht-
fertigten Beschwerden. 
 
 
 
 
 
Es wurde empfohlen, für die 
im Gewahrsam tätigen Ta-
rifbeschäftigten das Tragen 
von Namensschildern ver-
pflichtend einzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

lieferung der Person Hinweise ge-
ben, die die vollständige Entkleidung 
rechtfertigten. Dies wären z. B. an-
gekündigte Suizidversuche oder das 
Auffinden von Beweismitteln. Eine 
generelle vollständige Entkleidung 
zum Zwecke der Durchsuchung 
erfolgt nicht. Durch das Referat Ge-
fangenenwesen wurde jede durch 
die Schichtführung angeordnete 
Durchsuchungsmaßnahme im PO-
LIKS-Gewahrsamsmodul dokumen-
tiert. Eine Dokumentation der Ent-
kleidung soll zusätzlich seit dem 10. 
Juli 2017 im POLIKS-
Gewahrsamsmodul in der Maßnah-
me „Durchsuchung“ im Feld „Kom-
mentar“ erfolgen. Die Mitarbeiten-
den wurden erneut auf die Doku-
mentation hingewiesen und eine 
stichprobenartige Kontrolle der Ein-
tragungen gewährleistet. 
 
 
Personen, die mit sichtbaren Verlet-
zungen in einen Gewahrsam einge-
bracht werden oder bei ihrer Ein-
bringung den Bedarf nach ärztlicher 
Begutachtung formulieren, werden 
schnellstmöglich einem Honorararzt 
vorgestellt, welcher die Verwahrfä-
higkeit feststellt. Dies ergibt sich aus 
der Geschäftsanweisung Dir ZA Nr. 
01/2012 über den Täglichen Dienst 
im Referat Gefangenenwesen, Ziffer 
3.2. Abs. (1) - (4). Für eine darüber 
hinausgehende ärztliche Vorstellung 
wird derzeit keine Veranlassung 
gesehen. 
 
 
Für die Tarifbeschäftigten im Gefan-
genenbewachungsdienst besteht 
bereits eine Verpflichtung zur Kenn-
zeichnung, da sie gemäß § 2 
PDieVO (Verordnung über die 
Wahrnehmung bestimmter polizeili-
cher Aufgaben durch Dienstkräfte 
der Polizei) im vollzugsnahen Dienst 
u. a. zur Entlastung der Vollzugs-
kräfte eingesetzt werden. Daraus 
resultierend ergibt sich, analog zu 
Vollzugskräften, das verpflichtende 
Tragen eines Namensschildes bzw. 
eines Schildes mit individueller 
Nummer. Anzumerken ist, dass ge-
mäß Ziffer 2 Abs. 5 der Geschäfts-
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V. Allgemeines 
Während des Rundgangs 
durch den Gewahrsam wurde 
bemängelt, dass Bedienstete 
die Zellen teils betreten, ohne 
sich vorher beispielsweise 
durch kurzes Anklopfen be-
merkbar zu machen. In eini-
gen Fällen wurden Personen 
in Gewahrsam zudem ge-
duzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine konkrete Empfehlung 
wurde nicht ausgesprochen. 

anweisung Zentrale Serviceeinheit 
(ZSE) Nr. 2/2009 über das Tragen 
von Namensschildern die Verpflich-
tung zum Tragen eines der Kenn-
zeichnungsschilder nicht besteht, 
wenn der entsprechende Beklei-
dungsartikel nicht über die erforder-
lichen Befestigungsmöglichkeiten 
verfügt. Dies ist beispielsweise bei 
dienstlich gelieferten Fleece Jacken 
oder Strickpullovern der Fall. 
 
 
 
Die Gewahrsamsleitungen, Schicht-
führungen sowie die Mitarbeitenden 
werden fortführend dahingehend 
sensibilisiert, dass sie vor dem Be-
treten eines Zellentrakts anzuklop-
fen haben. Der respektvolle Um-
gang mit Menschen orientiert sich 
an der Polizeidienstvorschrift (PDV) 
350 (Ausgabe Berlin) – Verhalten 
von Polizeiangehörigen. Aus der 
Ziffer 3.3.5 ergibt sich, dass jeder 
Person mit korrekter Anrede und 
Ansprache, üblicherweise mit „Sie“, 
zu begegnen ist. Wenn es die Situa-
tion zulässt, haben sich Polizeian-
gehörige auch sprachlich auf die 
Gesprächspartner einzustellen, dür-
fen dabei aber nicht herablassend 
oder verletzend werden. Das Duzen 
wird in solch gelagerten Einzelfällen 
toleriert. 

 
 
4. Wie unterstützt das Land Berlin die Arbeit der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter? 
 

Zu 4.: Das Land Berlin unterstützt mit Nachdruck die wichtige Aufgabe der Nationalen 
Stelle zur Verhinderung von Folter. Um der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter die 
Erfüllung ihres Mandats zu ermöglichen, gewährt das Land Berlin den Mitgliedern der Na-
tionalen Stelle Zugang zu allen Informationen, welche die Anzahl der Personen, denen an 
Orten der Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 4 des Fakultativprotokolls die Freiheit 
entzogen ist, betreffen. Darüber hinaus gewährt das Land Berlin den Mitgliedern der Nati-
onalen Stelle zur Verhütung von Folter einen ungehinderten und unbeschränkten Zugang 
zu allen Orten der Freiheitsentziehung, die der Hoheitsgewalt und Kontrolle des Staates 
unterstehen. Das Recht auf Zugang zu allen in Gewahrsam befindlichen Personen 
schließt dabei auch das Recht ein, mit diesen Personen vertrauliche Gespräche zu führen. 
Darüber hinaus finden, soweit es sich ergibt, persönliche Begegnungen der  Berliner Ver-
antwortungsträger mit den Mitgliedern der Nationalen Stelle - so z. B. bei der Vorstellung 
der Jahresberichte - statt. 
 
Rechtliche Grundlagen für die Zusammenarbeit mit der Nationalen Stelle zur Verhinderung 
von Folter sind dabei der Organisationserlasses des Bundesministeriums der Justiz vom 
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20. November 2008, der Staatsvertrags über die Einrichtung eines nationalen Mechanis-
mus aller Länder nach Artikel 3 des Fakultativprotokolls vom 18. Dezember 2002 zu dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 25. Juni 2009 und die Verwaltungs-
vereinbarung über die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter nach dem Fakultativpro-
tokoll vom 18. Dezember 2002 zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung. 
 
5. Welche Maßnahmen unternimmt das Land präventiv, um die Wahrung menschenwürdiger Unterbringung 

und Behandlung im Freiheitsentzug (Orte der Freiheitsentziehung im Sinne von Artikel 4 OPCAT) zu si-
chern? 
 

Zu 5.: Dem Senat ist es ein sehr wichtiges Anliegen, dass staatliche Freiheitsentziehungen 
in einer menschenwürdigen Art und Weise vollzogen werden und die Betroffenen nur in 
dem Maße belastet werden, wie dies zwingend für den Vollzug der Freiheitsentziehung 
notwendig ist. Der Senat ist sich dabei seiner Verantwortung für die Betroffenen bewusst. 
Die Empfehlungen der Länderkommission geben wertvolle Hinweise auf Verbesserungs-
bedarfe in den jeweiligen Einrichtungen. Gemeinsam mit der jeweiligen Aufsichtsbehörde 
und/oder den Trägern der Einrichtung werden diese transparent diskutiert und gemeinsam 
nach den gesetzlichen Maßgaben in begründeten Fällen umgesetzt. Mit diesen Maßnah-
men ist es möglich, auch präventiv, die geltenden Standards bei Freiheitsentziehungen zu 
gewährleisten. 
 
Im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe gibt es zudem regelmäßige Qualitätskontrollen 
der Arbeit der Einrichtung mittels obligatorischer Qualitätsdialoge nach den Vorschriften 
des Berliner Rahmenvertrages für Hilfen in Einrichtungen und durch Dienste der Kinder- 
und Jugendhilfe (BRVJug), die in einem Turnus von mindestens 2 Jahren stattfinden. Dar-
über hinaus finden unterjährig Auswertungsgespräche statt, sofern die Sachlage dies er-
forderlich macht. 
 
 
Berlin, den 25. Juli 2018 
 
In Vertretung  
M. Gerlach 
Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 


